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Rechtsvereinfachung SGB II – Referentenentwurf in der Fassung des Kabinettsbeschlusses vom 3. Februar 2016 

unter Berücksichtigung der Neureglung der temporäreren Bedarfsgemeinschaft vom 29.02.2016 

  1 

 

Volltexte des 

SGB II und SGB III  

in bisheriger Fassung 

Volltexte des  

SGB II und SGB III  

in bisheriger Fassung  

werden durch 

das Neunte Gesetzes zur Änderung des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch 

(blau: Referentenentwurf vom 12.10.2015 und 03.02.2016) 

rot: ausschl. Referentenentwurf vom 03.02.2016 

rot und gelbe Markierung: Neureglung zur temporären BG) 

 

wie folgt geändert 

 

SGB II 

§ 1 

Aufgabe und Ziel der Grundsicherung für Arbeitsuchende 

 

(1) bis (2) unverändert 

 

(3) Die Grundsicherung für Arbeitsuchende umfasst Leistungen 

 

1. zur Beendigung oder Verringerung der Hilfebedürftigkeit insbesondere durch 

Eingliederung in Arbeit und 

2. zur Sicherung des Lebensunterhalts. 

§ 1 

Aufgabe und Ziel der Grundsicherung für Arbeitsuchende 

 

(1) bis (2) unverändert 

 

(3) Die Grundsicherung für Arbeitsuchende umfasst Leistungen zur 

 

1. Beratung, 

2. zur Beendigung oder Verringerung der Hilfebedürftigkeit insbesondere durch 

Eingliederung in Ausbildung oder Arbeit und 

23. zur Sicherung des Lebensunterhalts. 

§ 3 

Leistungsgrundsätze 

 

(1) unverändert 

 

(2) Erwerbsfähige Leistungsberechtigte, die das 25. Lebensjahr noch nicht 

vollendet haben, sind unverzüglich nach Antragstellung auf Leistungen nach 

diesem Buch in eine Ausbildung oder Arbeit zu vermitteln. Können 

Leistungsberechtigte ohne Berufsabschluss nicht in eine Ausbildung vermittelt 

§ 3 

Leistungsgrundsätze 

 

(1) unverändert 

 

(2) Erwerbsfähige Leistungsberechtigte, die das 25. Lebensjahr noch nicht 

vollendet haben, sind unverzüglich nach Antragstellung auf Leistungen nach 

diesem Buch in  Ausbildung oder Arbeit zu vermitteln. Können 

Leistungsberechtigte ohne Berufsabschluss nicht in eine Ausbildung vermittelt 
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werden, soll die Agentur für Arbeit  darauf hinwirken, dass die vermittelte Arbeit 

auch zur Verbesserung ihrer beruflichen Kenntnisse und Fähigkeiten beiträgt. 

 

(2a) Erwerbsfähige Leistungsberechtigte, die das 58. Lebensjahr vollendet haben, 

sind unverzüglich in Arbeit zu vermitteln. 

 

 

 

 

 

(2b) und (3) unverändert 

werden, soll die Agentur für Arbeit darauf hinwirken, dass die vermittelte Arbeit 

auch zur Verbesserung ihrer beruflichen Kenntnisse und Fähigkeiten beiträgt. Bei 

der Beantragung von Leistungen nach diesem Buch sollen unverzüglich 

Leistungen zur Eingliederung in Arbeit nach dem Ersten Abschnitt des Dritten 

Kapitels erbracht werden. Bei fehlendem Berufsabschluss sind insbesondere die 

Möglichkeiten zur Vermittlung in eine Ausbildung zu nutzen. 

(2a) Erwerbsfähige Leistungsberechtigte, die das 58. Lebensjahr vollendet haben, 

sind unverzüglich in Arbeit zu vermitteln. 

 

(2b) und (3) unverändert 

§ 5 

Verhältnis zu anderen Leistungen 

 

(1) bis (3) unverändert 

 

§ 5 

Verhältnis zu anderen Leistungen 

 

(1) bis (3) unverändert 

 

(4) Leistungen zur Eingliederung in Arbeit nach dem Ersten Abschnitt des Dritten 

Kapitels werden nicht an oder für erwerbsfähige Leistungsberechtigte erbracht, 

die einen Anspruch auf Arbeitslosengeld oder Teilarbeitslosengeld haben.  
§ 6 

Träger der Grundsicherung für Arbeitsuchende 

 

(1) Träger der Leistungen nach diesem Buch sind:  

1. die Bundesagentur für Arbeit (Bundesagentur), soweit Nummer 2 nichts 

Anderes bestimmt, 

2. die kreisfreien Städte und Kreise für die Leistungen nach § 16a, das 

Arbeitslosengeld II und das Sozialgeld, soweit Arbeitslosengeld II und Sozialgeld 

für den Bedarf für Unterkunft und Heizung geleistet wird, die Leistungen nach § 24 

Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 und 2, § 27 Absatz 3 sowie für die Leistungen nach § 

28, soweit durch Landesrecht nicht andere Träger bestimmt sind (kommunale 

Träger).  

Zu ihrer Unterstützung können sie Dritte mit der Wahrnehmung von Aufgaben 

beauftragen; sie sollen einen Außendienst zur Bekämpfung von 

Leistungsmissbrauch einrichten. 

(2) und (3) unverändert 

§ 6 

Träger der Grundsicherung für Arbeitsuchende 

 

(1) Träger der Leistungen nach diesem Buch sind:  

1. die Bundesagentur für Arbeit (Bundesagentur), soweit Nummer 2 nichts 

Anderes bestimmt, 

2. die kreisfreien Städte und Kreise für die Leistungen nach § 16a, das 

Arbeitslosengeld II und das Sozialgeld, soweit Arbeitslosengeld II und Sozialgeld 

für den Bedarf für Unterkunft und Heizung geleistet wird, die Leistungen nach § 24 

Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 und 2, § 27 Absatz 3 sowie für die Leistungen nach § 

28, soweit durch Landesrecht nicht andere Träger bestimmt sind (kommunale 

Träger). 

Zu ihrer Unterstützung können sie Dritte mit der Wahrnehmung von Aufgaben 

beauftragen; sie sollen einen Außendienst zur Bekämpfung von 

Leistungsmissbrauch einrichten. 

(2) und (3) unverändert 
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§ 6c 

Personalübergang bei Zulassung weiterer kommunaler Träger und bei 

Beendigung der Trägerschaft 

 

(1) Die Beamtinnen und Beamten, Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer der 

Bundesagentur, die am Tag vor der Zulassung eines weiteren kommunalen 

Trägers nach § 6a Absatz 2 und mindestens seit 24 Monaten Aufgaben der 

Bundesagentur als Träger nach § 6 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 in dem Gebiet des 

kommunalen Trägers wahrgenommen haben, treten zum Zeitpunkt der 

Neuzulassung kraft Gesetzes in den Dienst des kommunalen Trägers über. Für 

die Auszubildenden bei der Bundesagentur gilt Satz 1 entsprechend. Die 

Versetzung eines nach Satz 1 übergetretenen Beamtinnen und Beamten vom 

kommunalen Träger zur Bundesagentur bedarf nicht der Zustimmung der 

Bundesagentur, bis sie 10 Prozent der nach Satz 1 übergetretenen Beamtinnen 

und Beamten, Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer wieder aufgenommen hat. 

Bis zum Erreichen des in Satz 3 genannten Anteils ist die Bundesagentur zur 

Wiedereinstellung von nach Satz 1 übergetretenen Arbeitnehmerinnen und 

Arbeitnehmern verpflichtet, die auf Vorschlag des kommunalen Trägers dazu 

bereit sind. Die Versetzung und Wiedereinstellung im Sinne der Sätze 3 und 4 ist 

innerhalb von drei Monaten nach dem Zeitpunkt der Neuzulassung 

abzuschließen. Die Sätze 1 bis 5 gelten entsprechend für Zulassungen nach § 6a 

Absatz 4 Satz 2 sowie Erweiterungen der Zulassung nach § 6a Absatz 7. 

§ 6c 

Personalübergang bei Zulassung weiterer kommunaler Träger und bei 

Beendigung der Trägerschaft 

 

(1) Die Beamtinnen und Beamten, Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer der 

Bundesagentur, die am Tag vor der Zulassung eines weiteren kommunalen 

Trägers nach § 6a Absatz 2 und mindestens seit 24 Monaten Aufgaben der 

Bundesagentur als Träger nach § 6 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 in dem Gebiet des 

kommunalen Trägers wahrgenommen haben, treten zum Zeitpunkt der 

Neuzulassung kraft Gesetzes in den Dienst des kommunalen Trägers über. Für 

die Auszubildenden bei der Bundesagentur gilt Satz 1 entsprechend. Die 

Versetzung eines von nach Satz 1 übergetretenen Beamtinnen und Beamten vom 

kommunalen Träger zur Bundesagentur bedarf nicht der Zustimmung der 

Bundesagentur, bis sie 10 Prozent der nach Satz 1 übergetretenen Beamtinnen 

und Beamten, Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer wieder aufgenommen hat. 

Bis zum Erreichen des in Satz 3 genannten Anteils ist die Bundesagentur zur 

Wiedereinstellung von nach Satz 1 übergetretenen Arbeitnehmerinnen und 

Arbeitnehmern verpflichtet, die auf Vorschlag des kommunalen Trägers dazu 

bereit sind. Die Versetzung und Wiedereinstellung im Sinne der Sätze 3 und 4 ist 

innerhalb von drei Monaten nach dem Zeitpunkt der Neuzulassung 

abzuschließen. Die Sätze 1 bis 5 gelten entsprechend für Zulassungen nach § 6a 

Absatz 4 Satz 2 sowie Erweiterungen der Zulassung nach § 6a Absatz 7. 

§ 7 

Leistungsberechtigte 

 

(1) und (2) unverändert 

 

(3) Zur Bedarfsgemeinschaft gehören 

1. die erwerbsfähigen Leistungsberechtigten, 

2. die im Haushalt lebenden Eltern oder der im Haushalt lebende Elternteil eines 

unverheirateten erwerbsfähigen Kindes, welches das 25. Lebensjahr noch nicht 

vollendet hat, und die im Haushalt lebende Partnerin oder der im Haushalt 

lebende Partner dieses Elternteils, 

§ 7 

Leistungsberechtigte 

 

(1) und (2) unverändert 

 

(3) Zur Bedarfsgemeinschaft gehören 

1. die erwerbsfähigen Leistungsberechtigten, 

2. die im Haushalt lebenden Eltern oder der im Haushalt lebende Elternteil eines 

unverheirateten erwerbsfähigen Kindes, welches das 25. Lebensjahr noch nicht 

vollendet hat, und die im Haushalt lebende Partnerin oder der im Haushalt 

lebende Partner dieses Elternteils, 



SGB II - Rechtsvereinfachung Referentenentwurf vom 3.02.2016 

 

 

GR 11  29.02.2016 4 

 

3. als Partnerin oder Partner der erwerbsfähigen Leistungsberechtigten 

a) die nicht dauernd getrennt lebende Ehegattin oder der nicht dauernd getrennt 

lebende Ehegatte, 

b) die nicht dauernd getrennt lebende Lebenspartnerin oder der nicht dauernd 

getrennt lebende Lebenspartner, 

c) eine Person, die mit der erwerbsfähigen leistungsberechtigten Person in einem 

gemeinsamen Haushalt so zusammenlebt, dass nach verständiger Würdigung der 

wechselseitige Wille anzunehmen ist, Verantwortung füreinander zu tragen und 

füreinander einzustehen. 

4. die dem Haushalt angehörenden unverheirateten Kinder der in den Nummern 1 

bis 3 genannten Personen, wenn sie das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet 

haben, soweit sie die Leistungen zur Sicherung ihres Lebensunterhalts nicht aus 

eigenem Einkommen oder Vermögen beschaffen können. 

 

 

 

 

 

 

 

(5) Auszubildende, deren Ausbildung im Rahmen des 

Bundesausbildungsförderungsgesetzes oder der §§ 51, 57 und 58 des Dritten 

Buches dem Grunde nach förderungsfähig ist, haben über die Leistungen nach § 

27 hinaus keinen Anspruch auf Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts. 

 

(6) Absatz 5 findet keine Anwendung auf Auszubildende,  

1. die aufgrund von § 2 Absatz 1a des Bundesausbildungsförderungsgesetzes 

keinen Anspruch auf Ausbildungsförderung oder aufgrund von § 60 des Dritten 

Buches keinen Anspruch auf Berufsausbildungsbeihilfe haben, 

2. deren Bedarf sich nach § 12 Absatz 1 Nummer 1 des 

Bundesausbildungsförderungsgesetzes, nach § 62 Absatz 1 oder § 124 Absatz 1 

Nummer 1 des Dritten Buches bemisst oder 

 

3. als Partnerin oder Partner der erwerbsfähigen Leistungsberechtigten 

a) die nicht dauernd getrennt lebende Ehegattin oder der nicht dauernd getrennt 

lebende Ehegatte, 

b) die nicht dauernd getrennt lebende Lebenspartnerin oder der nicht dauernd 

getrennt lebende Lebenspartner, 

c) eine Person, die mit der erwerbsfähigen leistungsberechtigten Person in einem 

gemeinsamen Haushalt so zusammenlebt, dass nach verständiger Würdigung der 

wechselseitige Wille anzunehmen ist, Verantwortung füreinander zu tragen und 

füreinander einzustehen., 

4. die dem Haushalt angehörenden unverheirateten Kinder der in den Nummern 1 

bis 3 genannten Personen, wenn sie das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet 

haben, soweit sie die Leistungen zur Sicherung ihres Lebensunterhalts nicht aus 

eigenem Einkommen oder Vermögen beschaffen können. 

Ein minderjähriges Kind im Sinne des Satzes 1 Nummer 4 gehört der 

Bedarfsgemeinschaft der umgangsberechtigten Person an, in deren Haushalt es 

sich überwiegend aufhält. Hält sich ein minderjähriges Kind im Sinne des Satzes 1 

Nummer 4 in annähernd gleichem zeitlichen Umfang in zwei getrennten 

Haushalten von nicht nur vorübergehend getrennt lebenden umgangsberechtigten 

Personen auf, so gehört es beiden Bedarfsgemeinschaften an. 

Hält sich ein minderjähriges Kind im Laufe eines Kalendermonats in beiden 

Haushalten seiner nicht nur vorübergehend getrennt lebenden Eltern auf, so 

gehört es beiden Haushalten jeweils für den gesamten Kalendermonat an. 

 

(5) Auszubildende, deren Ausbildung im Rahmen des 

Bundesausbildungsförderungsgesetzes oder der §§ 51, 57 und 58 des Dritten 

Buches dem Grunde nach förderungsfähig ist, haben über die Leistungen nach § 

27 hinaus keinen Anspruch auf Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts. 

Satz 1 gilt auch Auszubildende, deren Bedarf sich nach § 61 Absatz 2 und 3, § 62 

Absatz 3, § 123 Absatz 1 Nummer 2 und 3 sowie § 124 Absatz 1 Nummer 3 und 

Absatz 3 des Dritten Buches bemisst.  

(6) Absatz 5 Satz 1 findet keine Anwendung ist nicht anzuwenden auf 

Auszubildende,  

1. die aufgrund auf Grund von § 2 Absatz 1a des 

Bundesausbildungsförderungsgesetzes keinen Anspruch auf 
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3. die eine Abendhauptschule, eine Abendrealschule oder ein Abendgymnasium 

besuchen, sofern sie aufgrund von § 10 Absatz 3 des 

Bundesausbildungsförderungsgesetzes keinen Anspruch auf 

Ausbildungsförderung haben. 

Ausbildungsförderung oder aufgrund von § 60 des Dritten Buches keinen 

Anspruch auf Berufsausbildungsbeihilfe haben, 

2. deren Bedarf sich nach § 12, Absatz 1 Nummer 1§ 13 Absatz 1 in Verbindung 

mit Absatz 2 Nummer 1 oder nach § 13 Absatz 1 Nummer 1 in Verbindung mit 

Absatz 2 Nummer 2 des Bundesausbildungsförderungsgesetzes, nach § 62 

Absatz 1 oder § 124 Absatz 1 Nummer 1 des Dritten Buches bemisst oder und die 

Leistungen nach dem Bundesausbildungsförderungsgesetz 

a) erhalten oder nur wegen der Vorschriften zur Berücksichtigung von 

Einkommen und Vermögen nicht erhalten oder 

b) beantragt haben und über deren Antrag das zuständige Amt für 

Ausbildungsförderung noch nicht entschieden hat; lehnt das zuständige 

Amt für Ausbildungsförderung den Antrag die Leistungen ab, findet Absatz 

5 mit Beginn des folgenden Monats Anwendung, oder 

3. die eine Abendhauptschule, eine Abendrealschule oder ein Abendgymnasium 

besuchen, sofern sie aufgrund von des § 10 Absatz 3 des 

Bundesausbildungsförderungsgesetzes keinen Anspruch auf 

Ausbildungsförderung haben. 

§ 9 

Hilfebedürftigkeit 

 

(1) unverändert 

 

(2) Bei Personen, die in einer Bedarfsgemeinschaft leben, sind auch das 

Einkommen und Vermögen des Partners zu berücksichtigen. Bei unverheirateten 

Kindern, die mit ihren Eltern oder einem Elternteil in einer Bedarfsgemeinschaft 

leben und die ihren Lebensunterhalt nicht aus eigenem Einkommen oder 

Vermögen sichern können, sind auch das Einkommen und Vermögen der Eltern 

oder des Elternteils und dessen in Bedarfsgemeinschaft lebender Partnerin oder 

lebenden Partners zu berücksichtigen. Ist in einer Bedarfsgemeinschaft nicht der 

gesamte Bedarf aus eigenen Kräften und Mitteln gedeckt, gilt jede Person der 

Bedarfsgemeinschaft im Verhältnis des eigenen Bedarfs zum Gesamtbedarf als 

hilfebedürftig, dabei bleiben die Bedarfe nach § 28 außer Betracht. In den Fällen 

des § 7 Absatz 2 Satz 3 ist Einkommen und Vermögen, soweit es die nach Satz 3 

zu berücksichtigenden Bedarfe übersteigt, im Verhältnis mehrerer 

Leistungsberechtigter zueinander zu gleichen Teilen zu berücksichtigen. 

§ 9 

Hilfebedürftigkeit 

 

(1) unverändert 

 

(2) Bei Personen, die in einer Bedarfsgemeinschaft leben, sind auch das 

Einkommen und Vermögen des Partners zu berücksichtigen. Bei unverheirateten 

Kindern, die mit ihren Eltern oder einem Elternteil in einer Bedarfsgemeinschaft 

leben und die ihren Lebensunterhalt nicht aus eigenem Einkommen oder 

Vermögen sichern können, sind auch das Einkommen und Vermögen der Eltern 

oder des Elternteils und dessen in Bedarfsgemeinschaft lebender Partnerin oder 

lebenden Partners zu berücksichtigen. Ist in einer Bedarfsgemeinschaft nicht der 

gesamte Bedarf aus eigenen Kräften und Mitteln gedeckt, gilt jede Person der 

Bedarfsgemeinschaft im Verhältnis des eigenen Bedarfs zum Gesamtbedarf als 

hilfebedürftig, dabei bleiben die Bedarfe nach § 28 außer Betracht. In den Fällen 

des § 7 Absatz 2 Satz 3 ist Einkommen und Vermögen, soweit es die nach Satz 3 

zu berücksichtigenden Bedarfe übersteigt, im Verhältnis mehrerer 

Leistungsberechtigter zueinander zu gleichen Teilen zu berücksichtigen. In den 
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(3) bis (5) unverändert 

Fällen des § 7 Absatz 3 Satz 3 werden Einkommen und Vermögen eines Kindes 

jeweils zur Hälfte berücksichtigt.  

(3) bis (5) unverändert 

§ 11 

Zu berücksichtigendes Einkommen 

 

(1) Als Einkommen zu berücksichtigen sind Einnahmen in Geld oder Geldeswert 

abzüglich der nach § 11b abzusetzenden Beträge mit Ausnahme der in § 11a 

genannten Einnahmen. Als Einkommen zu berücksichtigen sind auch Zuflüsse 

aus darlehensweise gewährten Sozialleistungen, soweit sie dem Lebensunterhalt 

dienen. Der Kinderzuschlag nach § 6a des Bundeskindergeldgesetzes ist als 

Einkommen dem jeweiligen Kind zuzurechnen. Dies gilt auch für das Kindergeld 

für zur Bedarfsgemeinschaft gehörende Kinder, soweit es bei dem jeweiligen Kind 

zur Sicherung des Lebensunterhalts, mit Ausnahme der Bedarfe nach § 28, 

benötigt wird. 

 

 

 

 

 

(2) unverändert 

 

(3) Einmalige Einnahmen sind in dem Monat, in dem sie zufließen, zu 

berücksichtigen. Sofern für den Monat des Zuflusses bereits Leistungen ohne 

Berücksichtigung der einmaligen Einnahme erbracht worden sind, werden sie im 

Folgemonat berücksichtigt. Entfiele der Leistungsanspruch durch die 

Berücksichtigung in einem Monat, ist die einmalige Einnahme auf einen Zeitraum 

von sechs Monaten gleichmäßig aufzuteilen und monatlich mit einem 

entsprechenden Teilbetrag zu berücksichtigen. 

 

§ 11 

Zu berücksichtigendes Einkommen 

 

(1) Als Einkommen zu berücksichtigen sind Einnahmen in Geld oder Geldeswert 

abzüglich der nach § 11b abzusetzenden Beträge mit Ausnahme der in § 11a 

genannten Einnahmen. Dies gilt auch für Einnahmen in Geldeswert, die im 

Rahmen einer Erwerbstätigkeit, eines des Bundesfreiwilligendienstes oder eines 

Jugendfreiwilligendienstes zufließen, soweit sie nicht nach § 11b Absatz 1 Satz 1 

Nummer 3 bis 5 vom Einkommen abzusetzen wären. Als Einkommen zu 

berücksichtigen sind auch Zuflüsse aus darlehensweise gewährten 

Sozialleistungen, soweit sie dem Lebensunterhalt dienen. Der Kinderzuschlag 

nach § 6a des Bundeskindergeldgesetzes ist als Einkommen dem jeweiligen Kind 

zuzurechnen. Dies gilt auch für das Kindergeld für zur Bedarfsgemeinschaft 

gehörende Kinder, soweit es bei dem jeweiligen Kind zur Sicherung des 

Lebensunterhalts, mit Ausnahme der Bedarfe nach § 28, benötigt wird. In den 

Fällen des § 7 Absatz 3 Satz 2 gelten Leistungen nach dem Unterhaltsvor-

schussgesetz sowie Unterhaltszahlungen nur in der Bedarfsgemeinschaft als 

Einkommen des leistungsberechtigten Kindes, in der der Elternteil lebt, der die 

Leistungen für das Kind erhält. 

 

(2) unverändert 

 

(3) Einmalige Einnahmen sind in dem Monat, in dem sie zufließen, zu 

berücksichtigen. Zu den einmaligen Einnahmen gehören auch als Nachzahlung 

zufließende Einnahmen, die nicht für den Monat des Zuflusses erbracht werden. 

Sofern für den Monat des Zuflusses bereits Leistungen ohne Berücksichtigung der 

einmaligen Einnahme erbracht worden sind, werden sie im Folgemonat 

berücksichtigt. Entfiele der Leistungsanspruch durch die Berücksichtigung in 

einem Monat, ist die einmalige Einnahme auf einen Zeitraum von sechs Monaten 

gleichmäßig aufzuteilen und monatlich mit einem entsprechenden Teilbetrag zu 

berücksichtigen. 
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§ 11a 

Nicht zu berücksichtigendes Einkommen 

 

(1) und (2) unverändert 

 

(3) Leistungen, die aufgrund öffentlich-rechtlicher Vorschriften zu einem 

ausdrücklich genannten Zweck erbracht werden, sind nur so weit als Einkommen 

zu berücksichtigen, als die Leistungen nach diesem Buch im Einzelfall demselben 

Zweck dienen. Abweichend von Satz 1 sind als Einkommen zu berücksichtigen  

 

1. die Leistungen nach § 39 des Achten Buches, die für den erzieherischen 

Einsatz erbracht werden,  

a) für das dritte Pflegekind zu 75 Prozent, 

b) für das vierte und jedes weitere Pflegekind vollständig, 

2. die Leistungen nach § 23 des Achten Buches. 

 

§ 11a 

Nicht zu berücksichtigendes Einkommen 

 

(1) und (2) unverändert 

 

(3) Leistungen, die aufgrund öffentlich-rechtlicher Vorschriften zu einem 

ausdrücklich genannten Zweck erbracht werden, sind nur so weit als Einkommen 

zu berücksichtigen, als die Leistungen nach diesem Buch im Einzelfall demselben 

Zweck dienen. Abweichend von Satz 1 sind als Einkommen zu berücksichtigen  

 

1. die Leistungen nach § 39 des Achten Buches, die für den erzieherischen 

Einsatz erbracht werden,  

a) für das dritte Pflegekind zu 75 Prozent, 

b) für das vierte und jedes weitere Pflegekind vollständig, 

2. die Leistungen nach § 23 des Achten Buches., 

3. die Leistungen der Ausbildungsförderung nach dem 

Bundesausbildungsförderungsgesetz sowie vergleichbare Leistungen der 

Begabtenförderungswerke;, zur Teilhabe am Arbeitsleben und der 

Aufstiegsfortbildung, auch soweit sie für die Ausbildung oder für Fahrkosten 

erbracht werden; für die Absetzungsbeträge nach § 11b Absatz 1 Satz 1 Nummer 

3 bis 5 sind von diesen Leistungen mindestens 100 Euro abzusetzen, wenn die 

Absetzung nicht bereits nach § 11b Absatz 2 erfolgt. § 14b Absatz 2 Satz 1 des 

Bundesausbildungsförderungsgesetzes bleibt unberührt.  

4. die Berufsausbildungsbeihilfe nach dem Dritten Buch mit Ausnahme der 

Bedarfe nach § 64 Absatz 3 Satz 1 des Dritten Buches sowie 

5. Reisekosten zur Teilhabe am Arbeitsleben nach § 127 Absatz 1 Satz 1 des 

Dritten Buches in Verbindung mit § 53 des Neunten Buches. 

(4) und (5) unverändert 

(6) Überbrückungsgeld nach § 51 des Strafvollzugsgesetzes oder vergleichbare 

Leistungen nach landesrechtlichen Regelungen sind nicht als Einkommen zu 
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berücksichtigen, soweit sie den Bedarf der leistungsberechtigten Person für 28 

Tage übersteigen. Die Berücksichtigung des als Einkommen verbleibenden Teils 

der in Satz 1 bezeichneten Leistungen richtet sich nach § 11 Absatz 3.  

(7) Mutterschaftsgeld nach § 13 des Mutterschutzgesetzes und der Zuschuss zum 

Mutterschaftsgeld nach § 14 des Mutterschutzgesetzes sind nicht als Einkommen 

zu berücksichtigen. Für die Zeit der Schutzfristen nach § 3 Absatz 2 und § 6 

Absatz 1 des Mutterschutzgesetzes gilt das dem Anspruch auf das 

Mutterschaftsgeld und den Zuschuss zum Mutterschaftsgeld zu Grunde liegende 

Einkommen aus Erwerbstätigkeit, das dem Anspruch auf Mutterschaftsgeld nach 

§ 13 Absatz 1 des Mutterschutzgesetzes und dem Zuschuss auf 

Mutterschaftsgeld zugrunde lag, als weiterhin monatlich zugeflossen. Satz 1 gilt 

für die Zeit nach der Geburt mit der Maßgabe, dass von dem als zugeflossen 

geltenden Einkommen aus Erwerbstätigkeit mindestens der in § 10 Absatz 5 Satz 

2 und 3 des Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetzes genannte Betrag 

abzusetzen ist.  

§ 11b 

Absetzbeträge 

 

(1) Vom Einkommen abzusetzen sind  

1. auf das Einkommen entrichtete Steuern, 

2. Pflichtbeiträge zur Sozialversicherung einschließlich der Beiträge zur 

Arbeitsförderung, 

3. Beiträge zu öffentlichen oder privaten Versicherungen oder ähnlichen 

Einrichtungen, soweit diese Beiträge gesetzlich vorgeschrieben oder nach Grund 

und Höhe angemessen sind; hierzu gehören Beiträge  

a) zur Vorsorge für den Fall der Krankheit und der Pflegebedürftigkeit für 

Personen, die in der gesetzlichen Krankenversicherung nicht 

versicherungspflichtig sind, 

b) zur Altersvorsorge von Personen, die von der Versicherungspflicht in 

der gesetzlichen Rentenversicherung befreit sind, 

soweit die Beiträge nicht nach § 26 bezuschusst werden, 

4. geförderte Altersvorsorgebeiträge nach § 82 des Einkommensteuergesetzes, 

§ 11b 

Absetzbeträge 

 

(1) Vom Einkommen abzusetzen sind  

1. auf das Einkommen entrichtete Steuern, 

2. Pflichtbeiträge zur Sozialversicherung einschließlich der Beiträge zur 

Arbeitsförderung, 

3. Beiträge zu öffentlichen oder privaten Versicherungen oder ähnlichen 

Einrichtungen, soweit diese Beiträge gesetzlich vorgeschrieben oder nach Grund 

und Höhe angemessen sind; hierzu gehören Beiträge  

a) zur Vorsorge für den Fall der Krankheit und der Pflegebedürftigkeit für 

Personen, die in der gesetzlichen Krankenversicherung nicht 

versicherungspflichtig sind, 

b) zur Altersvorsorge von Personen, die von der Versicherungspflicht in 

der gesetzlichen Rentenversicherung befreit sind, 

soweit die Beiträge nicht nach § 26 bezuschusst werden, 

4. geförderte Altersvorsorgebeiträge nach § 82 des Einkommensteuergesetzes, 
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soweit sie den Mindesteigenbeitrag nach § 86 des Einkommensteuergesetzes 

nicht überschreiten, 

5. die mit der Erzielung des Einkommens verbundenen notwendigen Ausgaben, 

6. für Erwerbstätige ferner ein Betrag nach Absatz 3, 

7. Aufwendungen zur Erfüllung gesetzlicher Unterhaltsverpflichtungen bis zu dem 

in einem Unterhaltstitel oder in einer notariell beurkundeten 

Unterhaltsvereinbarung festgelegten Betrag, 

8. bei erwerbsfähigen Leistungsberechtigten, deren Einkommen nach dem Vierten 

Abschnitt des Bundesausbildungsförderungsgesetzes oder nach § 67 oder § 126 

des Dritten Buches bei der Berechnung der Leistungen der Ausbildungsförderung 

für mindestens ein Kind berücksichtigt wird, der nach den Vorschriften der 

Ausbildungsförderung berücksichtigte Betrag. 

 

Bei der Verteilung einer einmaligen Einnahme nach § 11 Absatz 3 Satz 3 sind die 

auf die einmalige Einnahme im Zuflussmonat entfallenden Beträge nach den 

Nummern 1, 2, 5 und 6 vorweg abzusetzen. 

 

(2) Bei erwerbsfähigen Leistungsberechtigten, die erwerbstätig sind, ist anstelle 

der Beträge nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 bis 5 ein Betrag von insgesamt 100 

Euro monatlich abzusetzen. Beträgt das monatliche Einkommen mehr als 400 

Euro, gilt Satz 1 nicht, wenn die oder der erwerbsfähige Leistungsberechtigte 

nachweist, dass die Summe der Beträge nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 bis 5 

den Betrag von 100 Euro übersteigt. Erhält eine leistungsberechtigte Person 

mindestens aus einer Tätigkeit Bezüge oder Einnahmen, die nach § 3 Nummer 

12, 26, 26a oder 26b des Einkommensteuergesetzes steuerfrei sind gelten die 

Sätze 1 und 2 mit den Maßgaben, dass jeweils an die Stelle des Betrages von 

100 Euro monatlich der Betrag von 200 Euro monatlich, und an die Stelle des 

Betrages von 400 Euro der Betrag von 200 Euro tritt. 

 

soweit sie den Mindesteigenbeitrag nach § 86 des Einkommensteuergesetzes 

nicht überschreiten, 

5. die mit der Erzielung des Einkommens verbundenen notwendigen Ausgaben, 

6. für Erwerbstätige ferner ein Betrag nach Absatz 3, 

7. Aufwendungen zur Erfüllung gesetzlicher Unterhaltsverpflichtungen bis zu dem 

in einem Unterhaltstitel oder in einer notariell beurkundeten 

Unterhaltsvereinbarung festgelegten Betrag, 

8. bei erwerbsfähigen Leistungsberechtigten, deren Einkommen nach dem Vierten 

Abschnitt des Bundesausbildungsförderungsgesetzes oder nach § 67 oder § 126 

des Dritten Buches bei der Berechnung der Leistungen der Ausbildungsförderung 

für mindestens ein Kind berücksichtigt wird, der nach den Vorschriften der 

Ausbildungsförderung berücksichtigte Betrag. 

 

Bei der Verteilung einer einmaligen Einnahme nach § 11 Absatz 3 Satz 3 4 sind 

die auf die einmalige Einnahme im Zuflussmonat entfallenden Beträge nach den 

Nummern 1, 2, 5 und 6 vorweg abzusetzen. 

 

(2) Bei erwerbsfähigen Leistungsberechtigten, die erwerbstätig sind, ist anstelle 

der Beträge nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 bis 5 ein Betrag von insgesamt 100 

Euro monatlich von dem Einkommen aus Erwerbsarbeit Erwerbstätigkeit 

abzusetzen. Beträgt das monatliche Einkommen aus Erwerbsarbeit 

Erwerbstätigkeit mehr als 400 Euro, gilt Satz 1 nicht, wenn die oder der 

erwerbsfähige Leistungsberechtigte nachweist, dass die Summe der Beträge nach 

Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 bis 5 den Betrag von 100 Euro übersteigt. Erhält eine 

leistungsberechtigte Person mindestens aus einer Tätigkeit Bezüge oder 

Einnahmen, die nach § 3 Nummer 12, 26, 26a oder 26b des 

Einkommensteuergesetzes steuerfrei sind und die den Betrag von 100 Euro 

monatlich übersteigen, gelten die Sätze 1 und 2 mit den Maßgaben, dass jeweils 

an die Stelle des Betrages von  

1. 100 Euro monatlich der Betrag von 200 Euro monatlich, höchstens jedoch der 
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(3) unverändert 

tatsächliche Betrag, der sich aus der Summe von 100 Euro und dem Betrag der 

steuerfreuen Bezüge oder Einnahmen ergibt, und 

2. und an die Stelle des Betrages von 400 Euro, der Betrag, von 200 Euro tritt der 

sich nach Nummer 1 ergibt, tritt. 

Von den in § 11a Absatz 3 Satz 2 Nummer 3 bis 5 genannten Leistungen, von 

dem Ausbildungsgeld nach dem Dritten Buch sowie von dem erhaltenen 

Unterhaltsbeitrag nach § 10 Absatz 2 des 

Aufstiegsfortbildungsförderungsgesetzes sind für die Absetzbeträge nach § 11b 

Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 bis 5 mindestens 100 Euro abzusetzen, wenn die 

Absetzung nicht bereits nach Satz 1 bis 3 erfolgt. Von dem Taschengeld nach § 2 

Nummer 4 des Bundesfreiwilligendienstgesetzes oder § 2 Absatz 1 Nummer 3 

des Jugendfreiwilligendienstegesetzes ist anstelle der Beträge nach § 11b 

Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 bis 5 ein Betrag von insgesamt 200 Euro monatlich 

abzusetzen, soweit die Absetzung nicht bereits nach Satz 1 bis 3 erfolgt.  

(3) unverändert 

§ 14 

Grundsatz des Förderns 

 

Die Träger der Leistungen nach diesem Buch unterstützen erwerbsfähige 

Leistungsberechtigte umfassend mit dem Ziel der Eingliederung in Arbeit. Die 

Agentur für Arbeit soll eine persönliche Ansprechpartnerin oder einen 

persönlichen Ansprechpartner für jede erwerbsfähige leistungsberechtigte Person 

und die mit dieser in einer Bedarfsgemeinschaft lebenden Personen benennen.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

§ 14 

Grundsatz des Förderns 

 

(1) Die Träger der Leistungen nach diesem Buch unterstützen erwerbsfähige 

Leistungsberechtigte umfassend mit dem Ziel der Eingliederung in Arbeit.  

 

(2) Leistungsberechtigte Personen erhalten Beratung. Aufgabe der Beratung ist 

insbesondere die Erteilung von Auskunft und Rat zu Selbsthilfeobliegenheiten und 

Mitwirkungspflichten,  zur Berechnung der Leistungen zur Sicherung des 

Lebensunterhalts und zur Auswahl der Leistungen im Rahmen des 

Eingliederungsprozesses. Art und Umfang der Beratung richten sich nach dem 

Beratungsbedarf der leistungsberechtigten Person. 

 

(3) Die Agentur für Arbeit soll eine persönliche Ansprechpartnerin oder einen 

persönlichen Ansprechpartner für jede erwerbsfähige leistungsberechtigte Person 

und die mit dieser in einer Bedarfsgemeinschaft lebenden Personen benennen.  
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(4) Die Träger der Leistungen nach diesem Buch erbringen unter Beachtung der 

Grundsätze von Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit alle im Einzelfall für die 

Eingliederung in Arbeit erforderlichen Leistungen. 

§ 15 

Eingliederungsvereinbarung 

 

 (1) Die Agentur für Arbeit soll im Einvernehmen mit dem kommunalen Träger mit 

jeder erwerbsfähigen leistungsberechtigten Person die für ihre Eingliederung 

erforderlichen Leistungen vereinbaren (Eingliederungsvereinbarung). Die 

Eingliederungsvereinbarung soll insbesondere bestimmen, 

1. welche Leistungen die oder der Erwerbsfähige zur Eingliederung in Arbeit 

erhält, 

2. welche Bemühungen erwerbsfähige Leistungsberechtigte in welcher Häufigkeit 

zur Eingliederung in Arbeit mindestens unternehmen müssen und in welcher Form 

diese Bemühungen nachzuweisen sind, 

3. welche Leistungen Dritter, insbesondere Träger anderer Sozialleistungen, 

erwerbsfähige Leistungsberechtigte zu beantragen haben. 

 

Die Eingliederungsvereinbarung soll für sechs Monate geschlossen werden. 

Danach soll eine neue Eingliederungsvereinbarung abgeschlossen werden. Bei 

jeder folgenden Eingliederungsvereinbarung sind die bisher gewonnenen 

Erfahrungen zu berücksichtigen. Kommt eine Eingliederungsvereinbarung nicht 

zustande, sollen die Regelungen nach Satz 2 durch Verwaltungsakt erfolgen. 

 

  

 

 

 

 

§ 15 

Eingliederungsvereinbarung 

(1) Die Agentur für Arbeit soll unverzüglich zusammen mit jeder erwerbsfähigen 

leistungsberechtigten Person die für die Eingliederung erforderlichen beruflichen 

und persönlichen Merkmale, berufliche Fähigkeiten und die Eignung feststellen 

(Potenzialanalyse). Die Feststellungen erstrecken sich auch darauf, ob und durch 

welche Umstände die berufliche Eingliederung voraussichtlich erschwert sein 

wird. 

(1) (2) Die Agentur für Arbeit soll im Einvernehmen mit dem kommunalen Träger 

mit jeder erwerbsfähigen leistungsberechtigten Person unter Berücksichtigung der 

Feststellungen nach Absatz 1 die für ihre Eingliederung erforderlichen Leistungen 

vereinbaren (Eingliederungsvereinbarung). Die In der Eingliederungsvereinbarung 

soll insbesondere bestimmen bestimmt werden,  

1. in welche Tätigkeiten oder Tätigkeitsbereiche die leistungsberechtigte Person 

vermittelt werden soll, 

2. welche Leistungen die oder der Erwerbsfähige zur Eingliederung in Ausbildung 

oder Arbeit nach diesem Abschnitt die leistungsberechtigte Person erhält, 

2. welche Bemühungen erwerbsfähige Leistungsberechtigte in welcher Häufigkeit 

zur Eingliederung in Arbeit mindestens unternehmen müssen und in welcher Form 

diese Bemühungen nachzuweisen sind, 

3. wie welche Leistungen Dritter, insbesondere Träger anderer Sozialleistungen 

Leistungsträger erwerbsfähige Leistungsberechtigte zu beantragen haben in den 

Eingliederungsprozess einbezogen werden. 

 

Die Eingliederungsvereinbarung soll für sechs Monate geschlossen werden. 

Danach soll eine neue Eingliederungsvereinbarung abgeschlossen werden. Bei 
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(2) In der Eingliederungsvereinbarung kann auch vereinbart werden, welche 

Leistungen die Personen erhalten, die mit der oder dem erwerbsfähigen 

Leistungsberechtigten in einer Bedarfsgemeinschaft leben. Diese Personen sind 

hierbei zu beteiligen.  

 

 

 

 

 

(3) Wird in der Eingliederungsvereinbarung eine Bildungsmaßnahme vereinbart, 

ist auch zu regeln, in welchem Umfang und unter welchen Voraussetzungen die 

oder der erwerbsfähige Leistungsberechtigte schadenersatzpflichtig ist, wenn sie 

oder er die Maßnahme aus einem von ihr oder ihm zu vertretenden Grund nicht zu 

Ende führt 

jeder folgenden Eingliederungsvereinbarung sind die bisher gewonnenen 

Erfahrungen zu berücksichtigen. Kommt eine Eingliederungsvereinbarung nicht 

zustande, sollen die Regelungen nach Satz 2 durch Verwaltungsakt erfolgen. Die 

Eingliederungsvereinbarung kann insbesondere bestimmen, welche Bemühungen 

erwerbsfähige Leistungsberechtigte in welcher Häufigkeit zur Eingliederung in 

Arbeit mindestens unternehmen müssen und in welcher Form diese Bemühungen 

nachzuweisen sind. 

(2) (3) In der Eingliederungsvereinbarung kann auch vereinbart werden, welche 

Leistungen die Personen erhalten, die mit der oder dem erwerbsfähigen 

Leistungsberechtigten in einer Bedarfsgemeinschaft leben. Diese Personen sind 

hierbei zu beteiligen. Die Eingliederungsvereinbarung soll regelmäßig, spätestens 

jedoch nach Ablauf von sechs Monaten, gemeinsam überprüft und 

fortgeschrieben werden. Bei jeder folgenden Eingliederungsvereinbarung sind die 

bisher gewonnenen Erfahrungen zu berücksichtigen. Soweit eine Vereinbarung 

nach Absatz 2 nicht zustande kommt, sollen die Regelungen durch 

Verwaltungsakt getroffen werden.  

 

(3) (4) Wird in der Eingliederungsvereinbarung eine Bildungsmaßnahme 

vereinbart, ist auch zu regeln, in welchem Umfang und unter welchen 

Voraussetzungen die oder der erwerbsfähige Leistungsberechtigte 

schadenersatzpflichtig ist, wenn sie oder er die Maßnahme aus einem von ihr 

oder ihm zu vertretenden Grund nicht zu Ende führt. In der 

Eingliederungsvereinbarung kann auch vereinbart werden, welche Leistungen die 

Personen erhalten, die mit der oder dem erwerbsfähigen Leistungsberechtigten in 

einer Bedarfsgemeinschaft leben. Diese Personen sind hierbei zu beteiligen.  

§ 15a 

Sofortangebote 

 

Erwerbsfähigen Personen, die innerhalb der letzten zwei Jahre laufende 

Geldleistungen, die der Sicherung des Lebensunterhalts dienen, weder nach 

diesem Buch noch nach dem Dritten Buch bezogen haben, sollen bei der 

Beantragung von Leistungen nach diesem Buch unverzüglich Leistungen zur 

Eingliederung in Arbeit angeboten werden. 

§ 15a (weggefallen) 
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§ 16a 

Kommunale Eingliederungsleistungen 

Zur Verwirklichung einer ganzheitlichen und umfassenden Betreuung und 

Unterstützung bei der Eingliederung in Arbeit können die folgenden Leistungen, 

die für die Eingliederung der oder des erwerbsfähigen Leistungsberechtigten in 

das Erwerbsleben erforderlich sind, erbracht werden:  

 

1. die Betreuung minderjähriger oder behinderter Kinder oder die häusliche Pflege 

von Angehörigen, 

2. die Schuldnerberatung, 

3. die psychosoziale Betreuung, 

4. die Suchtberatung. 

 

§ 16a 

Kommunale Eingliederungsleistungen 

Zur Verwirklichung einer ganzheitlichen und umfassenden Betreuung und 

Unterstützung bei der Eingliederung in Arbeit können die folgenden Leistungen, 

die für die Eingliederung der oder des erwerbsfähigen Leistungsberechtigten in 

das Erwerbsleben erforderlich sind, erbracht werden:  

 

1. die Betreuung minderjähriger oder behinderter Kinder oder die häusliche Pflege 

von Angehörigen, 

2. die Schuldnerberatung, 

3. die psychosoziale Betreuung, 

4. die Suchtberatung. 

 

Leistungen der Kinderbetreuung nach Satz 1 Nummer 1 werden nicht erbracht, 

soweit Leistungen zur Förderung von Kindern in Tageseinrichtungen und in der 

Kindertagespflege nach dem Dritten Abschnitt des Zweiten Kapitels des Achten 

Buches Sozialgesetzbuch beansprucht werden können.  

§ 16b  

Einstiegsgeld 

 

(1) Zur Überwindung von Hilfebedürftigkeit kann erwerbsfähigen 

Leistungsberechtigten, die arbeitslos sind, bei Aufnahme einer 

sozialversicherungspflichtigen oder selbständigen Erwerbstätigkeit ein 

Einstiegsgeld erbracht werden, wenn dies zur Eingliederung in den allgemeinen 

Arbeitsmarkt erforderlich ist. Das Einstiegsgeld kann auch erbracht werden, wenn 

die Hilfebedürftigkeit durch oder nach Aufnahme der Erwerbstätigkeit entfällt. 

§ 16b  

Einstiegsgeld 

 

(1) Zur Überwindung von Hilfebedürftigkeit kann erwerbsfähigen 

Leistungsberechtigten, die arbeitslos sind, bei Aufnahme einer 

sozialversicherungspflichtigen oder selbständigen Erwerbstätigkeit ein 

Einstiegsgeld erbracht werden, wenn dies zur Eingliederung in den allgemeinen 

Arbeitsmarkt erforderlich ist. Das Einstiegsgeld kann auch erbracht werden, wenn 

die Hilfebedürftigkeit durch oder nach Aufnahme der Erwerbstätigkeit entfällt. 

§ 16g 

Förderung bei Wegfall der Hilfebedürftigkeit 

 

(1) Entfällt die Hilfebedürftigkeit der oder des Erwerbsfähigen während einer 

Maßnahme zur Eingliederung, kann sie weiter gefördert werden, wenn dies 

wirtschaftlich erscheint und die oder der Erwerbsfähige die Maßnahme 

§ 16g 

Förderung bei Wegfall der Hilfebedürftigkeit 

 

(1) Entfällt die Hilfebedürftigkeit der oder des Erwerbsfähigen während einer 

Maßnahme zur Eingliederung, kann sie weiter gefördert werden, wenn dies 

wirtschaftlich erscheint und die oder der Erwerbsfähige die Maßnahme 
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voraussichtlich erfolgreich abschließen wird. Die Förderung soll als Darlehen 

erbracht werden. 

 

(2) Für die Dauer einer Förderung des Arbeitgebers oder eines Trägers durch eine 

Geldleistung nach § 16 Absatz 1 und § 16e können auch Leistungen nach dem 

Dritten Kapitel und § 46 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 des Dritten Buches oder nach 

§ 16a Nummer 1 bis 4 und § 16b erbracht werden, wenn die Hilfebedürftigkeit der 

oder des Erwerbsfähigen aufgrund des zu berücksichtigenden Einkommens 

entfallen ist. Während der Förderdauer nach Satz 1 gilt § 15 entsprechend. 

voraussichtlich erfolgreich abschließen wird. Die Förderung soll als Darlehen 

erbracht werden. 

 

(2) Für die Dauer einer Förderung des Arbeitgebers oder eines Trägers durch eine 

Geldleistung nach § 16 Absatz 1 und § 16eZur nachhaltigen Eingliederung in 

Arbeit können Leistungen nach dem Ersten Abschnitt des Dritten Kapitels und 

auch Leistungen nach dem Dritten Kapitel und § 46 45 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 

des Dritten Buches oder nach § 16a Nummer 1 bis 4 und § 16b bis zu sechs 

Monate nach Beschäftigungsaufnahme auch erbracht werden, wenn die 

Hilfebedürftigkeit der oder des Erwerbsfähigen erwerbsfähigen 

Leistungsberechtigten Erwerbsfähigen aufgrund des zu berücksichtigenden 

Einkommens entfallen ist. Während der Förderdauer nach Satz 1 gilt § 15 

entsprechend. 

 § 16h 

Förderung schwer zu erreichender junger Menschen 

(1) Für Leistungsberechtigte, die das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, 

kann die Agentur für Arbeit Leistungen erbringen mit dem Ziel, die aufgrund der 

individuellen Situation der Leistungsberechtigten bestehenden Schwierigkeiten zu 

überwinden, 

1. eine schulische, ausbildungsbezogene oder berufliche Qualifikation 

abzuschließen oder anders ins Arbeitsleben einzumünden und  

2. Sozialleistungen zu beantragen oder anzunehmen. 

Die Förderung umfasst zusätzliche Betreuungs- und Unterstützungsleistungen mit 

dem Ziel, dass Leistungen der Grundsicherung für Arbeitsuchende in Anspruch 

genommen werden, erforderliche therapeutische Behandlungen eingeleitet 

werden und an Regelangebote dieses Buches zur Aktivierung und Stabilisierung 

und eine frühzeitige intensive berufsorientierte Förderung herangeführt wird. 

(2) Leistungen nach Absatz 1 können erbracht werden, wenn die 

Voraussetzungen der Leistungsberechtigung mit hinreichender Wahrscheinlichkeit 

vorliegen oder zu erwarten sind oder eine Leistungsberechtigung dem Grunde 

nach besteht. Einer Leistung nach Absatz 1 steht eine fehlende Antragstellung der 

leistungsberechtigten Person nicht entgegen. 
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(3) Über die Leistungserbringung stimmen sich die Agentur für Arbeit und der 

örtlich zuständige Träger der öffentlichen Jugendhilfe ab. 

(4) Träger bedürfen einer Zulassung nach dem Fünften Kapitel des Dritten 

Buches, um Maßnahmen nach Absatz 1 durchzuführen. 

(5) Zuwendungen sind nach Maßgabe der §§ 23 und 44 der 

Bundeshaushaltsordnung zulässig. 

§ 18d 

Örtlicher Beirat 

 

Bei jeder gemeinsamen Einrichtung nach § 44b wird ein Beirat gebildet. Der Beirat 

berät die Einrichtung bei der Auswahl und Gestaltung der 

Eingliederungsinstrumente und -maßnahmen. Die Trägerversammlung beruft die 

Mitglieder des Beirats auf Vorschlag der Beteiligten des örtlichen Arbeitsmarktes, 

insbesondere den Trägern der freien Wohlfahrtspflege, den Vertreterinnen und 

Vertretern der Arbeitgeber und Arbeitnehmer sowie den Kammern und 

berufsständischen Organisationen. Vertreterinnen und Vertreter von Beteiligten 

des örtlichen Arbeitsmarktes, die Eingliederungsleistungen nach diesem Buch 

anbieten, dürfen nicht Mitglied des Beirats sein. Der Beirat gibt sich eine 

Geschäftsordnung. Die Sätze 1 bis 5 gelten entsprechend für die zugelassenen 

kommunalen Träger mit der Maßgabe, dass die Berufung der Mitglieder des 

Beirats durch den zugelassenen kommunalen Träger erfolgt. 

 

§ 18d  

Örtlicher Beirat 

 

Bei jeder gemeinsamen Einrichtung nach § 44b wird ein Beirat gebildet. Der Beirat 

berät die Einrichtung bei der Auswahl und Gestaltung der 

Eingliederungsinstrumente und –maßnahmen.; Stellungnahmen des Beirats hat 

die gemeinsame Einrichtung zu berücksichtigen. Die Trägerversammlung beruft 

die Mitglieder des Beirats auf Vorschlag der Beteiligten des örtlichen 

Arbeitsmarktes, insbesondere den Trägern der freien Wohlfahrtspflege, den 

Vertreterinnen und Vertretern der Arbeitgeber und Arbeitnehmer sowie den 

Kammern und berufsständischen Organisationen. Vertreterinnen und Vertreter 

von Beteiligten des örtlichen Arbeitsmarktes, die Eingliederungsleistungen nach 

diesem Buch anbieten, dürfen nicht Mitglied des Beirats sein. Der Beirat gibt sich 

eine Geschäftsordnung. Die Sätze 1 bis 5 gelten entsprechend für die 

zugelassenen kommunalen Träger mit der Maßgabe, dass die Berufung der 

Mitglieder des Beirats durch den zugelassenen kommunalen Träger erfolgt. 

§ 20 

Regelbedarf zur Sicherung des Lebensunterhalts 

 

(1) unverändert 

 

(2) Als Regelbedarf werden bei Personen, die alleinstehend oder alleinerziehend 

sind oder deren Partnerin oder Partner minderjährig ist, monatlich 364 Euro 

anerkannt. Für sonstige erwerbsfähige Angehörige der Bedarfsgemeinschaft 

werden als Regelbedarf anerkannt  

1. monatlich 275 Euro, sofern sie das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, 

2. monatlich 291 Euro in den übrigen Fällen. 

 

§ 20 

Regelbedarf zur Sicherung des Lebensunterhalts 

 

(1) unverändert 

 

(2) Als Regelbedarf werden bei Personen, die alleinstehend oder alleinerziehend 

sind oder deren Partnerin oder Partner minderjährig ist, monatlich 364 Euro 

anerkannt. Für sonstige erwerbsfähige Angehörige der Bedarfsgemeinschaft 

werden als Regelbedarf anerkannt  

1. monatlich 275 Euro, sofern sie das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, 

2. monatlich 291 Euro in den übrigen Fällen. 
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(3) und (4) unverändert 

 

(5) Die Regelbedarfe nach den Absätzen 2 bis 4 sowie nach § 23 Nummer 1 

werden jeweils zum 1. Januar eines Jahres entsprechend § 28a des Zwölften 

Buches in Verbindung mit der Verordnung nach § 40 Satz 1 Nummer 1 des 

Zwölften Buches angepasst. Für die Neuermittlung der Regelbedarfe findet § 28 

des Zwölften Buches in Verbindung mit dem Regelbedarfs-Ermittlungsgesetz 

entsprechende Anwendung. Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales gibt 

jeweils spätestens zum 1. November eines Kalenderjahres die Höhe der 

Regelbedarfe, die für die folgenden zwölf Kalendermonate maßgebend sind, im 

Bundesgesetzblatt bekannt. 

In den Fällen des § 7 Absatz 3 Satz 3 ist für ein minderjähriges Kind in jeder 

Bedarfsgemeinschaft jeweils der halbe maßgebende Regelbedarf anzuerkennen. 

In den Fällen des § 7 Absatz 3 Satz 2 gilt § 23 Absatz 2 entsprechend. 

(3) und (4) unverändert 

 

(5) Die Regelbedarfe nach den Absätzen 2 bis 4 sowie nach § 23 Nummer 1 

werden jeweils zum 1. Januar eines Jahres entsprechend § 28a des Zwölften 

Buches in Verbindung mit der Verordnung nach § 40 Satz 1 Nummer 1 des 

Zwölften Buches angepasst. Für die Neuermittlung der Regelbedarfe findet § 28 

des Zwölften Buches in Verbindung mit dem Regelbedarfs-Ermittlungsgesetz 

entsprechende Anwendung. Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales gibt 

jeweils spätestens zum 1. November eines Kalenderjahres die Höhe der 

Regelbedarfe, die für die folgenden zwölf Monate das folgende Kalenderjahr 

maßgebend sind, im Bundesgesetzblatt bekannt. 

§ 21 

Mehrbedarfe 

 

(1) Mehrbedarfe umfassen Bedarfe nach den Absätzen 2 bis 6, die nicht durch 

den Regelbedarf abgedeckt sind. 

 

(2) und (3) unverändert 

 

(4) Bei erwerbsfähigen behinderten Leistungsberechtigten, denen Leistungen zur 

Teilhabe am Arbeitsleben nach § 33 des Neunten Buches sowie sonstige Hilfen 

zur Erlangung eines geeigneten Platzes im Arbeitsleben oder Eingliederungshilfen 

nach § 54 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 des Zwölften Buches erbracht werden, 

wird ein Mehrbedarf von 35 Prozent des nach § 20 maßgebenden Regelbedarfs 

anerkannt. Satz 1 kann auch nach Beendigung der dort genannten Maßnahmen 

während einer angemessenen Übergangszeit, vor allem einer Einarbeitungszeit, 

angewendet werden. 

 

(5) bis (8) unverändert 

§ 21 

Mehrbedarfe 

 

(1) Mehrbedarfe umfassen Bedarfe nach den Absätzen 2 bis 67, die nicht durch 

den Regelbedarf abgedeckt sind. In den Fällen des § 7 Absatz 3 Satz 2 gilt § 23 

Absatz 2 entsprechend. 

(2) und (3) unverändert 

 

(4) Bei erwerbsfähigen behinderten Leistungsberechtigten, denen Leistungen zur 

Teilhabe am Arbeitsleben nach § 33 des Neunten Buches mit Ausnahme der 

Leistungen nach § 33 Absatz 3 Nummer 2 und 4 des Neunten Buches sowie 

sonstige Hilfen zur Erlangung eines geeigneten Platzes im Arbeitsleben oder 

Eingliederungshilfen nach § 54 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 des Zwölften 

Buches erbracht werden, wird ein Mehrbedarf von 35 Prozent des nach § 20 

maßgebenden Regelbedarfs anerkannt. Satz 1 kann auch nach Beendigung der 

dort genannten Maßnahmen während einer angemessenen Übergangszeit, vor 

allem einer Einarbeitungszeit, angewendet werden. 

(5) bis (8) unverändert 
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§ 22 

Bedarfe für Unterkunft und Heizung 

 

(1) Bedarfe für Unterkunft und Heizung werden in Höhe der tatsächlichen 

Aufwendungen anerkannt, soweit diese angemessen sind. Erhöhen sich nach 

einem nicht erforderlichen Umzug die angemessenen Aufwendungen für 

Unterkunft und Heizung, wird nur der bisherige Bedarf anerkannt. Soweit die 

Aufwendungen für die Unterkunft und Heizung den der Besonderheit des 

Einzelfalles angemessenen Umfang übersteigen, sind sie als Bedarf so lange 

anzuerkennen, wie es der oder dem alleinstehenden Leistungsberechtigten oder 

der Bedarfsgemeinschaft nicht möglich oder nicht zuzumuten ist, durch einen 

Wohnungswechsel, durch Vermieten oder auf andere Weise die Aufwendungen 

zu senken, in der Regel jedoch längstens für sechs Monate. 4Eine Absenkung der 

nach Satz 1 unangemessenen Aufwendungen muss nicht gefordert werden, wenn 

diese unter Berücksichtigung der bei einem Wohnungswechsel zu erbringenden 

Leistungen unwirtschaftlich wäre.  

 

(2) unverändert  

 

(3) Rückzahlungen und Guthaben, die dem Bedarf für Unterkunft und Heizung 

zuzuordnen sind, mindern die Aufwendungen für Unterkunft und Heizung nach 

dem Monat der Rückzahlung oder der Gutschrift; Rückzahlungen, die sich auf die 

Kosten für Haushaltsenergie beziehen, bleiben insoweit außer Betracht.  

 

 

(4) Vor Abschluss eines Vertrages über eine neue Unterkunft soll die 

erwerbsfähige leistungsberechtigte Person die Zusicherung des für die 

Leistungserbringung bisher örtlich zuständigen kommunalen Trägers zur 

Berücksichtigung der Aufwendungen für die neue Unterkunft einholen. Der 

kommunale Träger ist zur Zusicherung verpflichtet, wenn die Aufwendungen für 

die neue Unterkunft angemessen sind; der für den Ort der neuen Unterkunft 

örtlich zuständige kommunale Träger ist zu beteiligen.  

 

(5) unverändert 

 

(6) Wohnungsbeschaffungskosten und Umzugskosten können bei vorheriger 

Zusicherung durch den bis zum Umzug örtlich zuständigen kommunalen Träger 

als Bedarf anerkannt werden; eine Mietkaution kann bei vorheriger Zusicherung 

§ 22 

Bedarfe für Unterkunft und Heizung 

 

(1) Bedarfe für Unterkunft und Heizung werden in Höhe der tatsächlichen 

Aufwendungen anerkannt, soweit diese angemessen sind. Erhöhen sich nach 

einem nicht erforderlichen Umzug die angemessenen Aufwendungen für 

Unterkunft und Heizung, wird nur der bisherige Bedarf anerkannt. Soweit die 

Aufwendungen für die Unterkunft und Heizung den der Besonderheit des 

Einzelfalles angemessenen Umfang übersteigen, sind sie als Bedarf so lange 

anzuerkennen, wie es der oder dem alleinstehenden Leistungsberechtigten oder 

der Bedarfsgemeinschaft nicht möglich oder nicht zuzumuten ist, durch einen 

Wohnungswechsel, durch Vermieten oder auf andere Weise die Aufwendungen 

zu senken, in der Regel jedoch längstens für sechs Monate. 4Eine Absenkung der 

nach Satz 1 unangemessenen Aufwendungen muss nicht gefordert werden, wenn 

diese unter Berücksichtigung der bei einem Wohnungswechsel zu erbringenden 

Leistungen unwirtschaftlich wäre.  

 

(2) unverändert  

 

(3) Rückzahlungen und Guthaben, die dem Bedarf für Unterkunft und Heizung 

zuzuordnen sind, mindern die Aufwendungen für Unterkunft und Heizung nach 

dem Monat der Rückzahlung oder der Gutschrift; Rückzahlungen, die sich auf die 

Kosten für Haushaltsenergie oder nicht anerkannte Aufwendungen für Unterkunft 

und Heizung beziehen, bleiben insoweit außer Betracht.  

 

(4) Vor Abschluss eines Vertrages über eine neue Unterkunft soll die 

erwerbsfähige leistungsberechtigte Person die Zusicherung des für die 

Leistungserbringung bisher neue Unterkunft örtlich zuständigen kommunalen 

Trägers zur Berücksichtigung der Aufwendungen für die neue Unterkunft einholen. 

Der kommunale Träger ist zur Zusicherung verpflichtet, wenn die Aufwendungen 

für die neue Unterkunft angemessen sind; der für den Ort der neuen Unterkunft 

örtlich zuständige kommunale Träger ist zu beteiligen.  

 

(5) unverändert 

 

(6) Wohnungsbeschaffungskosten und Umzugskosten können bei vorheriger 

Zusicherung durch den bis zum Umzug örtlich zuständigen kommunalen Träger 

als Bedarf anerkannt werden; Aufwendungen für eine Mietkaution oder und für 
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durch den am Ort der neuen Unterkunft zuständigen kommunalen Träger als 

Bedarf anerkannt werden. Die Zusicherung soll erteilt werden, wenn der Umzug 

durch den kommunalen Träger veranlasst oder aus anderen Gründen notwendig 

ist und wenn ohne die Zusicherung eine Unterkunft in einem angemessenen 

Zeitraum nicht gefunden werden kann. Eine Mietkaution soll als Darlehen erbracht 

werden.  

 

 

(7) bis (9) unverändert   

den Erwerb von Genossenschaftsanteilen kann können bei vorheriger 

Zusicherung durch den am Ort der neuen Unterkunft zuständigen kommunalen 

Träger als Bedarf anerkannt werden. Die Zusicherung soll erteilt werden, wenn 

der Umzug durch den kommunalen Träger veranlasst oder aus anderen Gründen 

notwendig ist und wenn ohne die Zusicherung eine Unterkunft in einem 

angemessenen Zeitraum nicht gefunden werden kann. Aufwendungen für Eine 

eine Mietkaution oder und für Genossenschaftsanteile sollen als Darlehen 

erbracht werden.  

 

(7) bis (9) unverändert   

 (10) Zur Beurteilung der Angemessenheit der Aufwendungen für Unterkunft und 

Heizung nach Absatz 1 Satz 1 ist die Bildung einer 

Gesamtangemessenheitsgrenze zulässig. Dabei kann für die Aufwendungen für 

Heizung der Wert berücksichtigt werden, der bei einer gesonderten Beurteilung 

der Angemessenheit der Aufwendungen für Unterkunft und der Aufwendungen für 

Heizung ohne Prüfung der Angemessenheit im Einzelfall höchstens anzuerkennen 

wäre. Absatz 1 Sätze  Satz 2 bis 4 geltend gilt entsprechend.  

§ 23 

Besonderheiten beim Sozialgeld 

Beim Sozialgeld gelten ergänzend folgende Maßgaben:  

 

1. Der Regelbedarf beträgt bis zur Vollendung des sechsten Lebensjahres 213 

Euro, bis zur Vollendung des 14. Lebensjahres 242 Euro und im 15. Lebensjahr 

275 Euro; 

2. Mehrbedarfe nach § 21 Absatz 4 werden auch bei behinderten Menschen, die 

das 15. Lebensjahr vollendet haben, anerkannt, wenn Leistungen der 

Eingliederungshilfe nach § 54 Absatz 1 Nummer 1 und 2 des Zwölften Buches 

erbracht werden; 

3. § 21 Absatz 4 Satz 2 gilt auch nach Beendigung der in § 54 Absatz 1 Nummer 

1 und 2 des Zwölften Buches genannten Maßnahmen; 

4. bei nicht erwerbsfähigen Personen, die voll erwerbsgemindert nach dem 

Sechsten Buch sind, wird ein Mehrbedarf von 17 Prozent der nach § 20 

maßgebenden Regelbedarfe anerkannt, wenn sie Inhaberin oder Inhaber eines 

§ 23 

Besonderheiten beim Sozialgeld 

(1) Beim Sozialgeld gelten ergänzend folgende Maßgaben:  

 

1. Der Regelbedarf beträgt bis zur Vollendung des sechsten Lebensjahres 213 

Euro, bis zur Vollendung des 14. Lebensjahres 242 Euro und im 15. Lebensjahr 

275 Euro; 

2. Mehrbedarfe nach § 21 Absatz 4 werden auch bei behinderten Menschen, die 

das 15. Lebensjahr vollendet haben, anerkannt, wenn Leistungen der 

Eingliederungshilfe nach § 54 Absatz 1 Nummer 1 und 2 des Zwölften Buches 

erbracht werden; 

3. § 21 Absatz 4 Satz 2 gilt auch nach Beendigung der in § 54 Absatz 1 Nummer 

1 und 2 des Zwölften Buches genannten Maßnahmen; 

4. bei nicht erwerbsfähigen Personen, die voll erwerbsgemindert nach dem 

Sechsten Buch sind, wird ein Mehrbedarf von 17 Prozent der nach § 20 

maßgebenden Regelbedarfe anerkannt, wenn sie Inhaberin oder Inhaber eines 
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Ausweises nach § 69 Absatz 5 des Neunten Buches mit dem Merkzeichen G sind; 

dies gilt nicht, wenn bereits ein Anspruch auf einen Mehrbedarf wegen 

Behinderung nach § 21 Absatz 4 oder nach der vorstehenden Nummer 2 oder 3 

besteht, 

 

Ausweises nach § 69 Absatz 5 des Neunten Buches mit dem Merkzeichen G sind; 

dies gilt nicht, wenn bereits ein Anspruch auf einen Mehrbedarf wegen 

Behinderung nach § 21 Absatz 4 oder nach der vorstehenden Nummer 2 oder 3 

besteht. 

5. In den Fällen des § 7 Absatz 3 Satz 3 ist für ein minderjähriges Kind in jeder 

Bedarfsgemeinschaft jeweils der halbe maßgebende Regelbedarf anzuerkennen. 

 

(2) In den Fällen des § 7 Absatz 3 Satz 2 wird als monatlicher Bedarf nach 

Absatz 1 Nummer 1 der Betrag berücksichtigt, der sich ergibt, wenn die Anzahl 

der Anwesenheitstage in dem jeweiligen Haushalt durch 30 dividiert und mit dem 

monatlichen Bedarf nach Absatz 1 multipliziert wird. Ein Anwesenheitstag ist dem 

elterlichen Haushalt zuzurechnen, in dem sich das Kind im Verlauf des 

Kalendertages zuerst aufhält. Hält sich das Kind in einem Kalendermonat 

vorübergehend ganztägig in keinem der beiden Haushalte auf, sind diese Tage 

dem Haushalt zuzurechnen, in dem der kindergeldberechtigte Elternteil lebt. Bei 

der Feststellung der Anspruchstage ist sicherzustellen, dass bei dem 

leistungsberechtigten Kind je Kalendermonat in beiden Haushalten 

insgesamt 30 Anspruchstage anerkannt werden; dies gilt nicht, wenn das Kind in 

einem der beiden elterlichen Haushalte nicht hilfebedürftig ist. 

 

§ 24 

Abweichende Erbringung von Leistungen 

 

(1) bis (3) unverändert 

 

(4) Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts können als Darlehen erbracht 

werden, soweit in dem Monat, für den die Leistungen erbracht werden, 

voraussichtlich Einnahmen anfallen. 

§ 24 

Abweichende Erbringung von Leistungen 

 

(1) bis (3) unverändert 

 

(4) Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts können als Darlehen erbracht 

werden, soweit in dem Monat, für den die Leistungen erbracht werden, 

voraussichtlich Einnahmen anfallen. Satz 1 gilt auch, soweit Leistungsberechtigte 

einmalige Einnahmen nach § 11 Absatz 3 Satz 4 vorzeitig verbraucht haben. 
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§ 26 

Zuschuss zu Versicherungsbeiträgen 

 

(1) Für Bezieherinnen und Bezieher von Arbeitslosengeld II oder Sozialgeld, die in 

der gesetzlichen Krankenversicherung weder versicherungspflichtig noch 

familienversichert sind und die für den Fall der Krankheit  

1. bei einem privaten Krankenversicherungsunternehmen versichert sind, gilt 

§ 152 Absatz 4 Satz 2 und 3 des Versicherungsaufsichtsgesetzes,  

2. freiwillig in der gesetzlichen Krankenversicherung versichert sind, wird für die 

Dauer des Leistungsbezugs der Beitrag übernommen; für Personen, die allein 

durch den Beitrag zur freiwilligen Versicherung hilfebedürftig würden, wird der 

Beitrag im notwendigen Umfang übernommen. Der Beitrag wird ferner für 

Personen im notwendigen Umfang übernommen, die in der gesetzlichen 

Krankenversicherung versicherungspflichtig sind und die allein durch den 

Krankenversicherungsbeitrag hilfebedürftig würden. 

 

 

 

 

 

(2) Für Bezieherinnen und Bezieher von Arbeitslosengeld II oder Sozialgeld, die in 

der sozialen Pflegeversicherung weder versicherungspflichtig noch 

familienversichert sind, werden für die Dauer des Leistungsbezugs die 

Aufwendungen für eine angemessene private Pflegeversicherung im notwendigen 

Umfang übernommen. Satz 1 gilt entsprechend, soweit Personen allein durch 

diese Aufwendungen hilfebedürftig würden. Für Personen, die in der sozialen 

Pflegeversicherung versicherungspflichtig sind und die allein durch den 

§ 26 

Zuschuss Zuschüsse zu Versicherungsbeiträgen Beiträgen zur 

Krankenversicherung und Pflegeversicherung 

 

(1) Für Bezieherinnen und Bezieher von Arbeitslosengeld II oder Sozialgeld, die in 

der gesetzlichen Krankenversicherung weder versicherungspflichtig noch 

familienversichert sind und die für dem Fall der gegen das Risiko Krankheit  

1. bei einem privaten Krankenversicherungsunternehmen im Rahmen von 

Versicherungsverträgen, die der Versicherungspflicht nach § 193 Absatz 3 des 

Versicherungsvertragsgesetzes genügen, versichert sind, gilt § 152 Absatz 4 

Satz 2 und 3 des Versicherungsvertragsgesetzes,  

2. freiwillig in der gesetzlichen Krankenversicherung versichert sind, wird für die 

Dauer des Leistungsbezugs der ein Zuschuss zum Beitrag übernommen geleistet; 

für Personen, die allein durch den Beitrag zur freiwilligen Versicherung 

hilfebedürftig würden, wird der Betrag im notwendigen Umfang übernommen. der 

Zuschuss ist begrenzt auf die Höhe des nach § 152 Absatz 4 des 

Versicherungsaufsichtsgesetzes halbierten Beitrags für den Basistarif in der 

privaten Krankenversicherung, den Hilfsbedürftige zu leisten haben.  

Der Beitrag wird ferner für Personen im notwendigen Umfang übernommen, die in 

der gesetzlichen Krankenversicherung versicherungspflichtig sind und die allein 

durch den Krankenversicherungsbeitrag hilfebedürftig würden. 

 

(2) Für Bezieherinnen und Bezieher von Arbeitslosengeld II oder Sozialgeld, die in 

der sozialen gesetzlichen Pflegeversicherung Krankenversicherung weder 

versicherungspflichtig noch familienversichert oder freiwillig versichert sind, 

werden wird für die Dauer des Leistungsbezugs die Aufwendungen für eine 

angemessene private Pflegeversicherung im notwendigen Umfang übernommen 

ein Zuschuss in Höhe des Beitrags geleistet, soweit dieser nicht nach § 11b 

Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 abgesetzt wird; gleiches gilt für Bezieherinnen und 
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Pflegeversicherungsbeitrag hilfebedürftig würden, wird der Beitrag im 

notwendigen Umfang übernommen. 

 

 

 

 

 

(3) Die Bundesagentur zahlt den Zusatzbeitrag zur gesetzlichen 

Krankenversicherung nach § 242 des Fünften Buches für Personen, die allein 

durch diese Aufwendungen hilfebedürftig würden, in der erforderlichen Höhe. 

 

(4) Der Zuschuss nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 sowie nach Absatz 2 Satz 1 

und 2 ist an das Versicherungsunternehmen zu zahlen, bei dem die 

leistungsberechtigte Person versichert ist. 

 

 

Bezieher von Arbeitslosengeld II, die nicht nach § 5 Absatz 1 Nummer 2a des 

Fünften Buches versicherungspflichtig sind. Satz 1 gilt entsprechend, soweit 

Personen allein durch diese Aufwendungen hilfebedürftig würden. Für Personen, 

die in der sozialen Pflegeversicherung versicherungspflichtig sind und die allein 

durch den Pflegeversicherungsbeitrag hilfebedürftig würden, wird der Beitrag im 

notwendigen Umfang übernommen. 

 

(3) Die Bundesagentur zahlt den Zusatzbeitrag zur gesetzlichen 

Krankenversicherung nach § 242 des Fünften Buches für Personen, die allein 

durch diese Aufwendungen hilfebedürftig würden, in der erforderlichen Höhe. 

 

(4) Der Zuschuss nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 sowie nach Absatz 2 Satz 1 

und 2 ist an das Versicherungsunternehmen zu zahlen, bei dem die 

leistungsberechtigte Person versichert ist. 

   

(2) Für Personen, die 

1. in der gesetzlichen Krankenversicherung versicherungspflichtig oder freiwillig 

versichert sind oder 

2. unten den Voraussetzungen des Absatzes 1 Satz 1 erster Halbsatz privat 

krankenversichert sind 

 

und die allein durch die Zahlung des den Beitrags hilfebedürftig würden, wird ein 

Zuschuss zum Beitrag bis zur in Höhe des Betrages geleistet, der notwendig ist, 

um die Hilfebedürftigkeit zu vermeiden. In den Fällen des Satzes 1 Nummer 2 gilt 

die Begrenzung des Zuschusses nach Absatz 1 Satz 1 zweiter Halbsatz 

entsprechend.  

(3) Für Bezieherinnen und Bezieher von Arbeitslosengeld II oder Sozialgeld, die 

gegen das Risiko Pflegebedürftigkeit bei einem privaten 

Versicherungsunternehmen in Erfüllung ihrer Versicherungspflicht nach § 23 des 

Elften Buches versichert sind, wird für die Dauer des Leistungsbezugs ein 
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Zuschuss zum Beitrag geleistet; der Zuschuss ist begrenzt auf die Höhe des nach 

§ 110 Absatz 2 Satz 3 des Elften Buches halbierten Hälfte des Höchstbeitrags in 

der sozialen Pflegeversicherung. Für Bezieherinnen und Bezieher von Sozialgeld, 

die in der sozialen Pflegeversicherung versicherungspflichtig sind, wird für die 

Dauer des Leistungsbezugs ein Zuschuss in Höhe des Beitrags geleistet, soweit 

dieser nicht nach § 11b Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 abgesetzt wird; gleiches gilt 

für Bezieherinnen und Bezieher von Arbeitslosengeld II, die nicht nach § 20 

Absatz 1 Satz 2 Nummer 2a des Elften Buches versicherungspflichtig sind.  

 

(4) Für Personen, die 

1. in der sozialen Pflegeversicherung versicherungspflichtig sind oder 

2. unter den Voraussetzungen des Absatzes 3 Satz 1 erster Halbsatz privat 

pflegeversichert sind  

und die allein durch den die Zahlung des Beitrags hilfebedürftig würden, wird ein 

Zuschuss zum Beitrag bis zur in Höhe des Betrages geleistet, der notwendig ist, 

um die Hilfebedürftigkeit zu vermeiden. In den Fällen des Satzes 1 Nummer 2 gilt 

die Begrenzung des Zuschusses nach Absatz 3 Satz 1 zweiter Halbsatz 

entsprechend. 

 

(5) Der Zuschuss nach Absatz 1 Satz 1, nach Absatz 2 Satz 1 Nummer 2, nach 

Absatz 3 Satz 1 und nach Absatz 4 Satz 1 Nummer 2 ist an das private 

Versicherungsunternehmen zu zahlen, bei dem die leistungsberechtigte Person 

versichert ist. Der Zuschuss nach Absatz 1 Satz 2 und Absatz 3 Satz 2 ist an die 

Krankenkasse zu zahlen, bei der die leistungsberechtigte Person versichert ist. 

§ 27 

Leistungen für Auszubildende 

 

(1) Auszubildende im Sinne des § 7 Absatz 5 erhalten Leistungen zur Sicherung 

des Lebensunterhalts nach Maßgabe der folgenden Absätze. Die Leistungen für 

Auszubildende gelten nicht als Arbeitslosengeld II. 

 

§ 27 

Leistungen für Auszubildende 

 

(1) Auszubildende im Sinne des § 7 Absatz 5 erhalten Leistungen zur Sicherung 

des Lebensunterhalts nach Maßgabe der folgenden Absätze. Die Leistungen für 

Auszubildende im Sinne des § 7 Absatz 5 gelten nicht als Arbeitslosengeld II. 
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(2) unverändert 

 

(3) Erhalten Auszubildende Berufsausbildungsbeihilfe oder Ausbildungsgeld nach 

dem Dritten Buch oder Leistungen nach dem 

Bundesausbildungsförderungsgesetz oder erhalten sie diese nur wegen der 

Vorschriften zur Berücksichtigung von Einkommen und Vermögen nicht und 

bemisst sich deren Bedarf nach § 61 Absatz 1, § 62 Absatz 2, § 116 Absatz 3, § 

123 Absatz 1 Nummer 1 und 4, § 124 Absatz 1 Nummer 2 des Dritten Buches 

oder nach § 12 Absatz 1 Nummer 2 und Absatz 2, § 13 Absatz 1 in Verbindung 

mit Absatz 2 Nummer 1 des Bundesausbildungsförderungsgesetzes, erhalten sie 

einen Zuschuss zu ihren angemessenen Aufwendungen für Unterkunft und 

Heizung (§ 22 Absatz 1 Satz 1), soweit der Bedarf in entsprechender Anwendung 

des § 19 Absatz 3 ungedeckt ist. Satz 1 gilt nicht, wenn die Berücksichtigung des 

Bedarfs für Unterkunft und Heizung nach § 22 Absatz 5 ausgeschlossen ist. 

 

(4) Leistungen können als Darlehen für Regelbedarfe, Bedarfe für Unterkunft und 

Heizung und notwendige Beiträge zur Kranken- und Pflegeversicherung erbracht 

werden, sofern der Leistungsausschluss nach § 7 Absatz 5 eine besondere Härte 

bedeutet. Für den Monat der Aufnahme einer Ausbildung können Leistungen 

entsprechend § 24 Absatz 4 Satz 1 erbracht werden. Leistungen nach den Sätzen 

1 und 2 sind gegenüber den Leistungen nach den Absätzen 2 und  3 nachrangig. 

 

 

 

(5) Unter den Voraussetzungen des § 22 Absatz 8 können Auszubildenden auch 

Leistungen für die Übernahme von Schulden erbracht werden. 

(2) unverändert 

 

(3) Erhalten Auszubildende Berufsausbildungsbeihilfe oder Ausbildungsgeld nach 

dem Dritten Buch oder Leistungen nach dem 

Bundesausbildungsförderungsgesetz oder erhalten sie diese nur wegen der 

Vorschriften zur Berücksichtigung von Einkommen und Vermögen nicht und 

bemisst sich deren Bedarf nach § 61 Absatz 1, § 62 Absatz 2, § 116 Absatz 3, § 

123 Absatz 1 Nummer 1 und 4, § 124 Absatz 1 Nummer 2 des Dritten Buches 

oder nach § 12 Absatz 1 Nummer 2 und Absatz 2, § 13 Absatz 1 in Verbindung 

mit Absatz 2 Nummer 1 des Bundesausbildungsförderungsgesetzes, erhalten sie 

einen Zuschuss zu ihren angemessenen Aufwendungen für Unterkunft und 

Heizung (§ 22 Absatz 1 Satz 1), soweit der Bedarf in entsprechender Anwendung 

des § 19 Absatz 3 ungedeckt ist. Satz 1 gilt nicht, wenn die Berücksichtigung des 

Bedarfs für Unterkunft und Heizung nach § 22 Absatz 5 ausgeschlossen ist. 

 

(43) Leistungen können als Darlehen für Regelbedarfe, den Mehrbedarf nach § 21 

Absatz 7, Bedarfe für Unterkunft und Heizung, Bedarfe für Bildung und Teilhabe 

und notwendige Beiträge zur Kranken- und Pflegeversicherung als Darlehen 

erbracht werden, sofern der Leistungsausschluss nach § 7 Absatz 5 eine 

besondere Härte bedeutet. Für den Monat der Aufnahme einer Ausbildung 

können Leistungen entsprechend § 24 Absatz 4 Satz 1 erbracht werden. 

Leistungen nach den Sätzen Satz 1 und 2 sind gegenüber den Leistungen nach 

den Absätzen Absatz 2 und  3 nachrangig. 

 

(5) Unter den Voraussetzungen des § 22 Absatz 8 können Auszubildenden auch 

Leistungen für die Übernahme von Schulden erbracht werden. 

§ 28 

Bedarfe für Bildung und Teilhabe 

 

(1) unverändert 

 

(2) Bei Schülerinnen und Schülern werden die tatsächlichen Aufwendungen 

§ 28 

Bedarfe für Bildung und Teilhabe 

 

(1) unverändert 

 

(2) Bei Schülerinnen und Schülern werden die tatsächlichen Aufwendungen 
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anerkannt für  

 

1. Schulausflüge und  

2. mehrtägige Klassenfahrten im Rahmen der schulrechtlichen Bestimmungen. 

  

Für Kinder, die eine Kindertageseinrichtung besuchen, gilt Satz 1 entsprechend.  

 

 

(3) bis (7) unverändert 

anerkannt für  

 

1. Schulausflüge und  

2. mehrtägige Klassenfahrten im Rahmen der schulrechtlichen Bestimmungen. 

  

Für Kinder, die eine Kindertageseinrichtung Tageseinrichtung besuchen oder für 

die Kindertagespflege geleistet wird, gilt Satz 1 entsprechend.  

 

(3) bis (7) unverändert 

§ 31 

Pflichtverletzungen 

(1) Erwerbsfähige Leistungsberechtigte verletzen ihre Pflichten, wenn sie trotz 

schriftlicher Belehrung über die Rechtsfolgen oder deren Kenntnis  

 

1. sich weigern, in der Eingliederungsvereinbarung oder in dem diese ersetzenden 

Verwaltungsakt nach § 15 Absatz 1 Satz 6 festgelegte Pflichten zu erfüllen, 

insbesondere in ausreichendem Umfang Eigenbemühungen nachzuweisen, 

2. sich weigern, eine zumutbare Arbeit, Ausbildung, Arbeitsgelegenheit nach § 

16d oder ein nach § 16e gefördertes Arbeitsverhältnis aufzunehmen, fortzuführen 

oder deren Anbahnung durch ihr Verhalten verhindern, 

3. eine zumutbare Maßnahme zur Eingliederung in Arbeit nicht antreten, 

abbrechen oder Anlass für den Abbruch gegeben haben. 

 

Dies gilt nicht, wenn erwerbsfähige Leistungsberechtigte einen wichtigen Grund 

für ihr Verhalten darlegen und nachweisen. 

 

§ 31 

Pflichtverletzungen 

(1) Erwerbsfähige Leistungsberechtigte verletzen ihre Pflichten, wenn sie trotz 

schriftlicher Belehrung über die Rechtsfolgen oder deren Kenntnis  

 

1. sich weigern, in der Eingliederungsvereinbarung oder in dem diese ersetzenden 

Verwaltungsakt nach § 15 Absatz 1 3 Satz 6 3 festgelegte Pflichten zu erfüllen, 

insbesondere in ausreichendem Umfang Eigenbemühungen nachzuweisen, 

2. sich weigern, eine zumutbare Arbeit, Ausbildung, Arbeitsgelegenheit nach § 

16d oder ein nach § 16e gefördertes Arbeitsverhältnis aufzunehmen, fortzuführen 

oder deren Anbahnung durch ihr Verhalten verhindern, 

3. eine zumutbare Maßnahme zur Eingliederung in Arbeit nicht antreten, 

abbrechen oder Anlass für den Abbruch gegeben haben. 

 

Dies gilt nicht, wenn erwerbsfähige Leistungsberechtigte einen wichtigen Grund 

für ihr Verhalten darlegen und nachweisen. 

 

§ 33 

Übergang von Ansprüchen 

 

(1) bis (3) unverändert 

 

(4) Die Träger der Leistungen nach diesem Buch können den auf sie 

übergegangenen Anspruch im Einvernehmen mit der Empfängerin oder dem 

§ 33 

Übergang von Ansprüchen 

 

(1) bis (3) unverändert 

 

(4) Die Träger der Leistungen nach diesem Buch können den auf sie 

übergegangenen Anspruch im Einvernehmen mit der Empfängerin oder dem 
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Empfänger der Leistungen auf diese oder diesen zur gerichtlichen 

Geltendmachung rückübertragen und sich den geltend gemachten Anspruch 

abtreten lassen. Kosten, mit denen die Leistungsempfängerin oder der 

Leistungsempfänger dadurch selbst belastet wird, sind zu übernehmen. Über die 

Ansprüche nach Absatz 1 Satz 3 ist im Zivilrechtsweg zu entscheiden. 

(5) unverändert  

Empfänger der Leistungen auf diese oder diesen zur gerichtlichen 

Geltendmachung rückübertragen und sich den geltend gemachten Anspruch 

abtreten lassen. Kosten, mit denen die Leistungsempfängerin oder der 

Leistungsempfänger dadurch selbst belastet wird, sind zu übernehmen. Über die 

Ansprüche nach Absatz 1 Satz 3 4 ist im Zivilrechtsweg zu entscheiden. 

(5) unverändert  

§ 34 

Ersatzansprüche bei sozialwidrigem Verhalten 

 

(1) Wer nach Vollendung des 18. Lebensjahres vorsätzlich oder grob fahrlässig 

die Voraussetzungen für die Gewährung von Leistungen nach diesem Buch an 

sich oder an Personen, die mit ihr oder ihm in einer Bedarfsgemeinschaft leben, 

ohne wichtigen Grund herbeigeführt hat, ist zum Ersatz der deswegen gezahlten 

Leistungen verpflichtet. Der Ersatzanspruch umfasst auch die geleisteten Beiträge 

zur Kranken-, Renten- und Pflegeversicherung. Von der Geltendmachung des 

Ersatzanspruchs ist abzusehen, soweit sie eine Härte bedeuten würde. 

 

 

 

 

 

 

 

 

(2) Eine nach Absatz 1 eingetretene Verpflichtung zum Ersatz der Leistungen geht 

auf den Erben über. Sie ist auf den Nachlasswert zum Zeitpunkt des Erbfalls 

begrenzt. 

 

(3) Der Ersatzanspruch erlischt drei Jahre nach Ablauf des Jahres, in dem die 

Leistung erbracht worden ist. Die Bestimmungen des Bürgerlichen Gesetzbuchs 

über die Hemmung, die Ablaufhemmung, den Neubeginn und die Wirkung der 

Verjährung gelten sinngemäß; der Erhebung der Klage steht der Erlass eines 

Leistungsbescheides gleich. 

 

§ 34 

Ersatzansprüche bei sozialwidrigem Verhalten 

 

(1) Wer nach Vollendung des 18. Lebensjahres vorsätzlich oder grob fahrlässig 

die Voraussetzungen für die Gewährung von Leistungen nach diesem Buch an 

sich oder an Personen, die mit ihr oder ihm in einer Bedarfsgemeinschaft leben, 

ohne wichtigen Grund herbeigeführt hat, ist zum Ersatz der deswegen gezahlten 

Leistungen erbrachten Geld- und Sachleistungen verpflichtet. Als Herbeiführung 

im Sinne des Satzes 1 gilt auch, wenn die Hilfebedürftigkeit erhöht, 

aufrechterhalten oder nicht verringert wurde. Wurden Sachleistungen erbracht, 

sind diese zu ersetzen. Wurde die Sachleistung sind in Geld oder durch Rückgabe 

des in Form eines Gutscheins erbracht, soweit dieser nicht in Anspruch 

genommen wurde, zu ersetzen ist dieser zurückzugeben. Andernfalls sind die 

Sachleistungen in Geld zu ersetzen. Der Ersatzanspruch umfasst auch die 

geleisteten Beiträge zur Kranken-, Renten- und Pflegeversicherung 

Sozialversicherung. Von der Geltendmachung des Ersatzanspruchs ist 

abzusehen, soweit sie eine Härte bedeuten würde. 

 

(2) Eine nach Absatz 1 eingetretene Verpflichtung zum Ersatz der Leistungen geht 

auf den Erben über. Sie ist auf den Nachlasswert zum Zeitpunkt des Erbfalls 

begrenzt. 

 

(3) Der Ersatzanspruch erlischt drei Jahre nach Ablauf des Jahres, in dem für das 

die Leistung erbracht worden ist. Die Bestimmungen des Bürgerlichen 

Gesetzbuchs über die Hemmung, die Ablaufhemmung, den Neubeginn und die 

Wirkung der Verjährung gelten sinngemäß; der Erhebung der Klage steht der 

Erlass eines Leistungsbescheides gleich. 

 

§ 34a 

Ersatzansprüche für rechtswidrig erhaltene Leistungen 

§ 34a 

Ersatzansprüche für rechtswidrig erhaltene erbrachte Leistungen 
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(1) Zum Ersatz rechtswidrig erbrachter Leistungen nach diesem Buch ist 

verpflichtet, wer diese durch vorsätzliches oder grob fahrlässiges Verhalten an 

Dritte herbeigeführt hat. Der Ersatzanspruch umfasst auch die geleisteten 

Beiträge zur Kranken-, Renten- und Pflegeversicherung entsprechend § 335 

Absatz 1, 2 und 5 des Dritten Buches.  

 

 

 

 

 

(2) Der Ersatzanspruch verjährt in vier Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in 

dem der Verwaltungsakt, mit dem die Erstattung nach § 50 des Zehnten Buches 

festgesetzt worden ist, unanfechtbar geworden ist. 2Soweit gegenüber einer 

rechtswidrig begünstigten Person ein Verwaltungsakt nicht aufgehoben werden 

kann, beginnt die Frist nach Satz 1 mit dem Zeitpunkt, ab dem die Behörde 

Kenntnis von der Rechtswidrigkeit der Leistungserbringung hat. § 34 Absatz 3 

Satz 2 gilt entsprechend. § 52 des Zehnten Buches bleibt unberührt. 

 

(3) § 34 Absatz 2 gilt entsprechend. Auf den Ersatzanspruch gegenüber einem 

Erben ist § 35 Absatz 3 entsprechend anwendbar.  

   

 (4) unverändert 

 

(1) 1Zum Ersatz rechtswidrig erbrachter Leistungen Geld- und Sachleistungen 

nach diesem Buch ist verpflichtet, wer diese durch vorsätzliches oder grob 

fahrlässiges Verhalten an Dritte herbeigeführt hat. Wurden Sachleistungen 

erbracht, sind diese zu ersetzen. Wurde die Sachleistungen sind in Geld oder 

durch Rückgabe des in Form eines Gutscheins erbracht, soweit dieser nicht in 

Anspruch genommen wurde, zu ersetzen ist dieser zurückzugeben. Andernfalls 

sind die Sachleistungen in Geld zu ersetzen. Der Ersatzanspruch umfasst auch 

die geleisteten Beiträge zur Kranken-, Renten- und Pflegeversicherung 

entsprechend § 335 Absatz 1, 2 und 5 des Dritten Buches Sozialversicherung.  

 

(2) 1Der Ersatzanspruch verjährt in vier Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, 

in dem der Verwaltungsakt, mit dem die Erstattung nach § 50 des Zehnten 

Buches festgesetzt worden ist, unanfechtbar geworden ist. 2Soweit gegenüber 

einer rechtswidrig begünstigten Person ein Verwaltungsakt nicht aufgehoben 

werden kann, beginnt die Frist nach Satz 1 mit dem Zeitpunkt, ab dem die 

Behörde Kenntnis von der Rechtswidrigkeit der Leistungserbringung hat. § 34 

Absatz 3 Satz 2 gilt entsprechend. § 52 des Zehnten Buches bleibt unberührt. 

 

(3) § 34 Absatz 2 gilt entsprechend. Auf den Ersatzanspruch gegenüber einem 

Erben ist § 35 Absatz 3 entsprechend anwendbar. Der Ersatzanspruch erlischt 

drei Jahre nach dem Tod der Person, die gemäß Absatz 1 zum Ersatz verpflichtet 

war; § 34 Absatz 3 Satz 2 gilt entsprechend.  

  (4) unverändert 

 § 34b 

Herausgabeanspruch Erstattungsanspruch bei Doppelleistungen    (1) Hat ein vorrangig verpflichteter Leistungsträger in Unkenntnis der Leistung der 

durch Träger nach diesem Buch an die eine leistungsberechtigte Person geleistet, 

ist diese zur Herausgabe Erstattung der Leistung des vorrangigen Trägers an die 

Träger nach diesem Buch verpflichtet. Der Herausgabe Erstattungsanspruch 

besteht in der Höhe, in der ein Erstattungsanspruch nach dem Zweiten Abschnitt 

des Dritten Kapitels des Zehnten Buches bestanden hätte. § 34c ist entsprechend 

anwendbar.   
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 (2) Ein Herausgabeanspruch Erstattungsanspruch besteht nicht, soweit der 

geleistete Betrag als Einkommen nach den Vorschriften dieses Buches 

berücksichtigt worden ist werden kann. 

 (3) Der Herausgabeanspruch Erstattungsanspruch verjährt drei vier Jahre nach 

Ablauf des Kalenderjahres, in dem der vorrangig verpflichtete Leistungsträger die 

Leistung erbracht hat.  

§ 34b 

Ersatzansprüche nach sonstigen Vorschriften 

  Bestimmt sich das Recht des Trägers nach diesem Buch, Ersatz seiner 

Aufwendungen von einem anderen zu verlangen, gegen den die 

Leistungsberechtigten einen Anspruch haben, nach sonstigen gesetzlichen 

Vorschriften, die dem § 33 vorgehen, gelten als Aufwendungen auch solche 

Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts, die an die nicht getrennt lebende 

Ehegattin oder Lebenspartnerin oder den nicht getrennt lebenden Ehegatten oder 

Lebenspartner der leistungsberechtigten Person erbracht wurden sowie an deren 

oder dessen unverheiratete Kinder, die das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet 

hatten. 

§ 34b 34c 

Ersatzansprüche nach sonstigen Vorschriften 

  Bestimmt sich das Recht des Trägers nach diesem Buch, Ersatz seiner 

Aufwendungen von einem anderen zu verlangen, gegen den die 

Leistungsberechtigten einen Anspruch haben, nach sonstigen gesetzlichen 

Vorschriften, die dem § 33 vorgehen, gelten als Aufwendungen auch solche 

Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts, die an die nicht getrennt lebende 

Ehegattin oder Lebenspartnerin oder den nicht getrennt lebenden Ehegatten oder 

Lebenspartner der leistungsberechtigten Person erbracht wurden sowie an deren 

oder dessen unverheiratete Kinder, die das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet 

hatten mit der leistungsberechtigten Person in einer Bedarfsgemeinschaft 

lebenden Personen erbracht wurden. 

§ 35 

Erbenhaftung 

 

(1) Der Erbe einer Person, die Leistungen nach diesem Buch erhalten hat, ist zum 

Ersatz der Leistungen verpflichtet, soweit diese innerhalb der letzten zehn Jahre 

vor dem Erbfall erbracht worden sind und 1 700 Euro übersteigen. Der 

Ersatzanspruch umfasst auch die geleisteten Beiträge zur Kranken-, Renten- und 

Pflegeversicherung. Die Ersatzpflicht ist auf den Nachlasswert zum Zeitpunkt des 

Erbfalls begrenzt. 

(2) Der Ersatzanspruch ist nicht geltend zu machen,  

 

§ 35 

(weggefallen) 
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1. soweit der Wert des Nachlasses unter 15 500 Euro liegt, wenn der Erbe der 

Partner der Person, die die Leistungen empfangen hat, war oder mit diesem 

verwandt war und nicht nur vorübergehend bis zum Tode der Person, die die 

Leistungen empfangen hat, mit dieser in häuslicher Gemeinschaft gelebt und sie 

gepflegt hat, 

2. soweit die Inanspruchnahme des Erben nach der Besonderheit des Einzelfalles 

eine besondere Härte bedeuten würde. 

(3) Der Ersatzanspruch erlischt drei Jahre nach dem Tod der Person, die die 

Leistungen empfangen hat. § 34 Absatz 3 Satz 2 gilt sinngemäß. 

 

§ 36 

Örtliche Zuständigkeit 

  Für die Leistungen nach § 6 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 ist die Agentur für Arbeit 

zuständig, in deren Bezirk die erwerbsfähige leistungsberechtigte Person ihren 

gewöhnlichen Aufenthalt hat. Für die Leistungen nach § 6 Absatz 1 Satz 1 

Nummer 2 ist der kommunale Träger zuständig, in dessen Gebiet die 

erwerbsfähige leistungsberechtigte Person ihren gewöhnlichen Aufenthalt hat. Für 

Leistungen nach den Sätzen 1 und 2 an Minderjährige, die Leistungen für die Zeit 

der Ausübung des Umgangsrechts nur für einen kurzen Zeitraum beanspruchen, 

ist der jeweilige Träger an dem Ort zuständig, an dem die umgangsberechtigte 

Person ihren gewöhnlichen Aufenthalt hat. Kann ein gewöhnlicher Aufenthaltsort 

nicht festgestellt werden, so ist der Träger nach diesem Buch örtlich zuständig, in 

dessen Bereich sich die oder der erwerbsfähige Leistungsberechtigte tatsächlich 

aufhält. Für nicht erwerbsfähige Personen, deren Leistungsberechtigung sich aus 

§ 7 Absatz 2 Satz 3 ergibt, gelten die Sätze 1 bis 4 entsprechend. 

§ 36 

Örtliche Zuständigkeit 

  (1) Für die Leistungen nach § 6 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 ist die Agentur für 

Arbeit zuständig, in deren Bezirk die erwerbsfähige leistungsberechtigte Person 

ihren gewöhnlichen Aufenthalt hat. Für die Leistungen nach § 6 Absatz 1 Satz 1 

Nummer 2 ist der kommunale Träger zuständig, in dessen Gebiet die 

erwerbsfähige leistungsberechtigte Person ihren gewöhnlichen Aufenthalt hat. Für 

Leistungen nach den Sätzen 1 und 2 an Minderjährige, die Leistungen für die Zeit 

der Ausübung des Umgangsrechts nur für einen kurzen Zeitraum beanspruchen, 

ist der jeweilige Träger an dem Ort zuständig, an dem die umgangsberechtigte 

Person ihren gewöhnlichen Aufenthalt hat. Kann ein gewöhnlicher Aufenthaltsort 

nicht festgestellt werden, so ist der Träger nach diesem Buch örtlich zuständig, in 

dessen Bereich sich die oder der erwerbsfähige Leistungsberechtigte tatsächlich 

aufhält. Für nicht erwerbsfähige Personen, deren Leistungsberechtigung sich aus 

§ 7 Absatz 2 Satz 3 ergibt, gelten die Sätze 1 bis 4 entsprechend. 

 (2) Für Leistungen nach Absatz 1 Satz 1 und 2 an minderjährige Kinder im Sinne 

des § 7 Absatz 3 Satz 3 ist der jeweilige Träger an dem Ort zuständig, an dem die 

umgangsberechtigte Person ihren gewöhnlichen Aufenthalt hat. Für Leistungen 

zur Eingliederung in Arbeit an minderjährige Kinder ist der Träger an dem Ort 

zuständig, an dem das minderjährige Kind sich überwiegend aufhält. Hält sich das 
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minderjährige Kind in zwei getrennten Haushalten in annähernd gleichem 

zeitlichen Umfang auf, ist der Träger, der zuerst mit der Sache befasst worden ist, 

zuständig.  

(2) In den Fällen des § 7 Absatz 3 Satz 2 sind abweichend von Absatz 1 Satz 1 

und 2 die jeweiligen Träger an den Orten zuständig, in denen die Eltern ihre 

jeweiligen gewöhnlichen Aufenthalte haben. Die jeweils zuständigen Träger haben 

die in den jeweiligen Bedarfsgemeinschaften anzuerkennenden 

Anwesenheitstage einvernehmlich festzulegen. Ist ein Einvernehmen zwischen 

den jeweils zuständigen Trägern nicht erzielbar, legt der Träger die Aufteilung 

der Anwesenheitstage verbindlich fest, in dessen Bezirk der kindergeldberechtigte 

Elternteil seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat. Für Leistungen zur Eingliederung in 

Arbeit an Minderjährige ist der Träger an dem Ort zuständig, an dem sich die oder 

der Minderjährige überwiegend aufhält. Hält sich die oder der Minderjährige in 

zwei getrennten Haushalten jeweils 14 bis 16 Tage auf, ist abweichend von Satz 4 

der Träger, der zuerst mit der Sache befasst worden ist, zuständig. 

§ 38 

Vertretung der Bedarfsgemeinschaft 

 

(1) unverändert 

 

(2) Für Leistungen an Kinder im Rahmen der Ausübung des Umgangsrechts hat 

die umgangsberechtigte Person die Befugnis, Leistungen nach diesem Buch zu 

beantragen und entgegenzunehmen, soweit das Kind dem Haushalt angehört.  

 

§ 38 

Vertretung der Bedarfsgemeinschaft 

 

(1) unverändert 

 

(2) Für Leistungen an minderjährige Kinder nach § 7 Absatz 3 Satz 3 im Rahmen 

der Ausübung des Umgangsrechts hat die jede umgangsberechtigte Person die 

Befugnis, Leistungen nach diesem Buch zu beantragen und entgegenzunehmen, 

soweit das Kind dem Haushalt angehört.  

 

§ 39 

Sofortige Vollziehbarkeit 

 

Keine aufschiebende Wirkung haben Widerspruch und Anfechtungsklage gegen 

einen Verwaltungsakt, 

 

1. der Leistungen der Grundsicherung für Arbeitsuchende aufhebt, zurücknimmt, 

widerruft, die Pflichtverletzung und die Minderung des Auszahlungsanspruchs 

feststellt oder Leistungen zur Eingliederung in Arbeit oder Pflichten erwerbsfähiger 

Leistungsberechtigter bei der Eingliederung in Arbeit regelt, 

2. der den Übergang eines Anspruchs bewirkt, 

3. mit dem zur Beantragung einer vorrangigen Leistung aufgefordert wird oder 

§ 39 

Sofortige Vollziehbarkeit 

 

Keine aufschiebende Wirkung haben Widerspruch und Anfechtungsklage gegen 

einen Verwaltungsakt, 

 

1. der Leistungen der Grundsicherung für Arbeitsuchende aufhebt, zurücknimmt, 

widerruft, entzieht, die Pflichtverletzung und die Minderung des 

Auszahlungsanspruchs feststellt oder Leistungen zur Eingliederung in Arbeit oder 

Pflichten erwerbsfähiger Leistungsberechtigter bei der Eingliederung in Arbeit 

regelt, 

2. der den Übergang eines Anspruchs bewirkt, 



SGB II - Rechtsvereinfachung Referentenentwurf vom 3.02.2016 

 

 

GR 11  29.02.2016 30 

 

4. mit dem nach § 59 in Verbindung mit § 309 des Dritten Buches zur 

persönlichen Meldung bei der Agentur für Arbeit aufgefordert wird.  

3. 2. mit dem zur Beantragung einer vorrangigen Leistung aufgefordert wird oder 

4. 3. mit dem nach § 59 in Verbindung mit § 309 des Dritten Buches zur 

persönlichen Meldung bei der Agentur für Arbeit aufgefordert wird. 

 

 

§ 40 

Anwendung von Verfahrensvorschriften 

 

(1) unverändert 

 

(2) Entsprechend anwendbar sind die Vorschriften des Dritten Buches über 

 

1. die vorläufige Entscheidung (§ 328) mit der Maßgabe, dass auch dann vorläufig 

entschieden werden kann, wenn die Gültigkeit einer Satzung oder einer anderen 

im Rang unter einem Landesgesetz stehenden Rechtsvorschrift, die nach § 22a 

Absatz 1 und dem dazu ergangenen Landesgesetz erlassen worden ist, 

Gegenstand eines Verfahrens bei einem Landessozialgericht, dem 

Bundessozialgericht oder einem Verfassungsgericht ist; 

2. die Aufhebung von Verwaltungsakten nach § 330 Absatz 1 mit der Maßgabe, 

dass bei der Unwirksamkeit einer Satzung oder einer anderen im Rang unter 

einem Landesgesetz stehenden Rechtsvorschrift, die nach § 22a Absatz 1 und 

dem dazu ergangenen Landesgesetz erlassen worden ist, auf die Zeit nach der 

Entscheidung des Landessozialgerichts abgestellt wird; 

3. die Aufhebung von Verwaltungsakten (§ 330 Absatz 2, 3 Satz 1 und 4); 

4. die vorläufige Zahlungseinstellung nach § 331 mit der Maßgabe, dass die 

Träger auch zur teilweisen Zahlungseinstellung berechtigt sind, wenn sie von 

Tatsachen Kenntnis erhalten, die zu einem geringeren Leistungsanspruch führen; 

5. die Erstattung von Beiträgen zur Kranken, Renten und Pflegeversicherung 

(§ 335 Absatz 1, 2 und 5); § 335 Absatz 1 Satz 1 und Absatz 5 in Verbindung mit 

Absatz 1 Satz 1 ist nicht anwendbar, wenn in einem Kalendermonat für 

mindestens einen Tag rechtmäßig Arbeitslosengeld II gewährt wurde; in den 

Fällen des § 335 Absatz 1 Satz 2 und Absatz 5 in Verbindung mit Absatz 1 Satz 2 

besteht kein Beitragserstattungsanspruch. 

 

(3) 1§ 50 Absatz 1 des Zehnten Buches ist mit der Maßgabe anzuwenden, dass 

Gutscheine in Geld zu erstatten sind. 2Die leistungsberechtigte Person kann die 

Erstattungsforderung auch durch Rückgabe des Gutscheins erfüllen, soweit dieser 

nicht in Anspruch genommen wurde. 3Eine Erstattung der Leistungen nach § 28 

§ 40 

Anwendung von Verfahrensvorschriften 

 

(1) unverändert 

 

(2) Entsprechend anwendbar sind die Vorschriften des Dritten Buches über 

 

1. aufgehoben 

 

 

 

 

 

2. aufgehoben 

 

 

 

 

3. die Aufhebung von Verwaltungsakten (§ 330 Absatz 2, 3 Satz 1 und 4); 

4. die vorläufige Zahlungseinstellung nach § 331 mit der Maßgabe, dass die 

Träger auch zur teilweisen Zahlungseinstellung berechtigt sind, wenn sie von 

Tatsachen Kenntnis erhalten, die zu einem geringeren Leistungsanspruch führen; 

5. die Erstattung von Beiträgen zur Kranken, Renten und Pflegeversicherung 

(§ 335 Absatz 1, 2 und 5); § 335 Absatz 1 Satz 1 und Absatz 5 in Verbindung mit 

Absatz 1 Satz 1 ist nicht anwendbar, wenn in einem Kalendermonat für 

mindestens einen Tag rechtmäßig Arbeitslosengeld II gewährt wurde; in den 

Fällen des § 335 Absatz 1 Satz 2 und Absatz 5 in Verbindung mit Absatz 1 Satz 2 

besteht kein Beitragserstattungsanspruch. 

 

(3) Liegen die in § 44 Absatz 1 Satz 1 des Zehnten Buches genannten 

Voraussetzungen für die Rücknahme eines rechtswidrigen nicht begünstigenden 

Verwaltungsaktes vor, weil dieser auf einer Rechtsnorm beruht, die nach Erlass 

des Verwaltungsaktes  
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erfolgt nicht, soweit eine Aufhebungsentscheidung allein wegen dieser Leistungen 

zu treffen wäre. 

 

 

 

(4) 1Abweichend von § 50 des Zehnten Buches sind 56 Prozent der bei der 

Berechnung des Arbeitslosengeldes II und des Sozialgeldes berücksichtigten 

Bedarfe für Unterkunft nicht zu erstatten. 2Satz 1 gilt nicht in den Fällen des § 45 

Absatz 2 Satz 3 des Zehnten Buches, des § 48 Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 und 4 

des Zehnten Buches sowie in Fällen, in denen die Bewilligung lediglich teilweise 

aufgehoben wird. 

 

(5) § 28 des Zehnten Buches gilt mit der Maßgabe, dass der Antrag unverzüglich 

nach Ablauf des Monats, in dem die Ablehnung oder Erstattung der anderen 

Leistung bindend geworden ist, nachzuholen ist. 

 

(6) Für die Vollstreckung von Ansprüchen der in gemeinsamen Einrichtungen 

zusammenwirkenden Träger nach diesem Buch gilt das 

Verwaltungsvollstreckungsgesetz des Bundes; im Übrigen gilt § 66 des Zehnten 

Buches. 

1. durch eine Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts für nichtig oder für 

unvereinbar mit dem Grundgesetz erklärt worden ist oder  

2. in ständiger Rechtsprechung anders als durch den für die jeweilige Leistungsart 

zuständigen Träger der Grundsicherung für Arbeitsuchende ausgelegt worden ist,  

 

so ist der Verwaltungsakt, wenn er unanfechtbar geworden ist, nur mit Wirkung für 

die Zeit nach der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts oder ab dem 

Bestehen der ständigen Rechtsprechung zurückzunehmen. Bei der 

Unwirksamkeit einer Satzung oder einer anderen im Rang unter einem 

Landesgesetz stehenden Rechtsvorschrift, die nach § 22a Absatz 1 und dem 

dazu ergangenen Landesgesetz erlassen worden ist, ist abweichend von Satz 1 

auf die Zeit nach der Entscheidung des durch das Landessozialgerichts 

abzustellen.  

 

(4) § 48 Absatz 1 Satz 1 des Zehnten Buches gilt entsprechend, wenn nach einer 

abschließend Entscheidung über die Erbringung von Leistungen Änderungen in 

den Verhältnissen eintreten, aufgrund derer vorläufig zu entscheiden wäre (§ 

41a). Der Verwaltungsakt, mit dem über die Gewährung von Leistungen nach 

diesem Buch abschließend entschieden wurde, ist mit Wirkung für die Zukunft 

ganz aufzuheben, wenn in den tatsächlichen Verhältnissen der 

leistungsberechtigten Person Änderungen eintreten, aufgrund derer nach 

Maßgabe des § 41a vorläufig zu entscheiden wäre.  

(5) Verstirbt eine leistungsberechtigte Person, bleiben im Sterbemonat allein die 

dadurch eintretenden Änderungen in den bereits bewilligten Leistungsansprüchen 

der leistungsberechtigten Person und der mit ihr in einer Bedarfsgemeinschaft 

lebenden Personen unberücksichtigt; die §§ 48 und 50 Absatz 2 des Zehnten 

Buches sind insoweit nicht anzuwenden. § 118 Absätze Absatz 3 bis 4a des 

Sechsten Buches finden findet mit der Maßgabe entsprechend Anwendung, dass 

Geldleistungen, die für die Zeit nach dem Monat des Todes der 

leistungsberechtigten Person überwiesen wurden, als unter Vorbehalt erbracht 

gelten.  

 

(3 6) 1§ 50 Absatz 1 des Zehnten Buches ist mit der Maßgabe anzuwenden, dass 

Gutscheine in Geld zu erstatten sind. 2Die leistungsberechtigte Person kann die 

Erstattungsforderung auch durch Rückgabe des Gutscheins erfüllen, soweit dieser 

nicht in Anspruch genommen wurde. 3Eine Erstattung der Leistungen nach § 28 

erfolgt nicht, soweit eine Aufhebungsentscheidung allein wegen dieser Leistungen 

zu treffen wäre. 
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(4) 1Abweichend von § 50 des Zehnten Buches sind 56 Prozent der bei der 

Berechnung des Arbeitslosengeldes II und des Sozialgeldes berücksichtigten 

Bedarfe für Unterkunft nicht zu erstatten. 2Satz 1 gilt nicht in den Fällen des § 45 

Absatz 2 Satz 3 des Zehnten Buches, des § 48 Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 und 4 

des Zehnten Buches sowie in Fällen, in denen die Bewilligung lediglich teilweise 

aufgehoben wird. 

 

(5 7) § 28 des Zehnten Buches gilt mit der Maßgabe, dass der Antrag 

unverzüglich nach Ablauf des Monats, in dem die Ablehnung oder Erstattung der 

anderen Leistung bindend geworden ist, nachzuholen ist. 

 

(6 8) Für die Vollstreckung von Ansprüchen der in gemeinsamen Einrichtungen 

zusammenwirkenden Träger nach diesem Buch gilt das 

Verwaltungsvollstreckungsgesetz des Bundes; im Übrigen gilt § 66 des Zehnten 

Buches. 

§ 41  

Berechnung der Leistungen 

 

(1) Anspruch auf Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts besteht für 

jeden Kalendertag. Der Monat wird mit 30 Tagen berechnet. Stehen die 

Leistungen nicht für einen vollen Monat zu, wird die Leistung anteilig erbracht. Die 

Leistungen sollen jeweils für sechs Monate bewilligt und monatlich im Voraus 

erbracht werden. Der Bewilligungszeitraum kann auf bis zu zwölf Monate bei 

Leistungsberechtigten verlängert werden, bei denen eine Veränderung der 

Verhältnisse in diesem Zeitraum nicht zu erwarten ist. 

 

(2) unverändert 

 

§ 41  

Berechnung der Leistungen und Bewilligungszeitraum 

 

(1) Anspruch auf Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts besteht für 

jeden Kalendertag. Der Monat wird mit 30 Tagen berechnet. Stehen die 

Leistungen nicht für einen vollen Monat zu, wird die Leistung anteilig erbracht. Die 

Leistungen sollen jeweils für sechs Monate bewilligt und monatlich im Voraus 

erbracht werden. Der Bewilligungszeitraum kann auf bis zu zwölf Monate bei 

Leistungsberechtigten verlängert werden, bei denen eine Veränderung der 

Verhältnisse in diesem Zeitraum nicht zu erwarten ist.  

 

(2) unverändert 

 

(3) Über den Anspruch auf Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts ist in 

der Regel für ein Jahr zu entscheiden (Bewilligungszeitraum). Der 

Bewilligungszeitraum soll insbesondere in den Fällen regelmäßig auf sechs 

Monate verkürzt werden, in denen 

1. über den Leistungsanspruch vorläufig entschieden wurde wird (§ 41a) oder 

2. die Aufwendungen für die Unterkunft und Heizung unangemessen sind. 

 

Die Festlegung des Bewilligungszeitraumes erfolgt einheitlich für die 

Entscheidung über die Leistungsansprüche aller Mitglieder einer 
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Bedarfsgemeinschaft. In den Fällen des § 7 Absatz 3 Satz 2 sollen die 

Bewilligungszeiträume einheitlich festgelegt werden. 

 

 

 

 § 41a 

Vorläufige Entscheidung 

 

(1) Über die Erbringung von Geldleistungen ist vorläufig zu entscheiden, wenn 

 

1. zur Feststellung der Voraussetzungen des Anspruchs auf Geldleistungen 

voraussichtlich längere Zeit erforderlich ist und die Voraussetzungen für den 

Anspruch mit hinreichender Wahrscheinlichkeit vorliegen oder 

2. ein Anspruch auf Geldleistungen dem Grunde nach besteht und zur 

Feststellung seiner Höhe voraussichtlich längere Zeit erforderlich ist.  

 

Besteht eine Bedarfsgemeinschaft aus mehreren Personen, ist unter den 

Voraussetzungen des Satzes 1 über den Leistungsanspruch aller Mitglieder der 

Bedarfsgemeinschaft vorläufig zu entscheiden. Eine vorläufige Entscheidung 

ergeht nicht, wenn Leistungsberechtigte die Umstände, die einer sofortigen 

abschließenden Entscheidung entgegenstehen, zu vertreten haben. 

 

(2) Der Grund der Vorläufigkeit ist anzugeben. Die vorläufige Leistung ist so zu 

bemessen, dass der monatliche Bedarf der Leistungsberechtigten zur Sicherung 

des Lebensunterhalts gedeckt wird ist; dabei kann der Absetzbetrag nach § 11b 

Absatz 1 Satz 1 Nummer 6 ganz oder teilweise unberücksichtigt bleiben. Hierbei 

sind die im Zeitpunkt der Entscheidung bekannten und prognostizierten 

Verhältnisse zugrunde zu legen. Soweit die Voraussetzungen des § 45 vorläufige 

Entscheidung nach Absatz 1 des Zehnten Buches vorliegen rechtswidrig ist, ist 

die vorläufige Entscheidung sie mit Wirkung für die Zukunft zurückzunehmen. § 45 

Absatz 2 des Zehnten Buches findet keine Anwendung.  

 

(3) Die leistungsberechtigte Person und die mit ihr in Bedarfsgemeinschaft 

lebenden Personen sind nach Ablauf des Bewilligungsabschnitts verpflichtet, die 

von den Trägern der Grundsicherung für Arbeitsuchende zum Erlass einer 

abschließenden Entscheidung geforderten leistungserheblichen Tatsachen 

nachzuweisen; §§ 60, 61, 65, 65a des Ersten Buches gelten entsprechend. Die 

Träger der Grundsicherung für Arbeitsuchende entscheiden abschließend über 
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den monatlichen Leistungsanspruch, sofern die vorläufig bewilligte Leistung nicht 

der abschließend festzustellenden entspricht oder die leistungsberechtigte Person 

eine abschließende Entscheidung beantragt. Die leistungsberechtigte Person und 

die mit ihr in Bedarfsgemeinschaft lebenden Personen sind nach Ablauf des 

Bewilligungsabschnitts Bewilligungszeitraums verpflichtet, die von den Trägern 

der Grundsicherung für Arbeitsuchende zum Erlass einer abschließenden 

Entscheidung geforderten leistungserheblichen Tatsachen nachzuweisen; die 

§§ 60, 61, 65 und 65a des Ersten Buches gelten entsprechend. Kommen die 

leistungsberechtigte Person oder die mit ihr in Bedarfsgemeinschaft lebenden 

Personen ihrer Nachweis- oder Auskunftspflicht bis zur abschließenden 

Entscheidung nicht, nicht vollständig oder trotz angemessener Fristsetzung und 

schriftlicher Belehrung über die Rechtsfolgen nicht fristgemäß nach, setzen die 

Träger der Grundsicherung für Arbeitsuchende den Leistungsanspruch für 

diejenigen Kalendermonate nur in der Höhe abschließend fest, soweit in welcher 

seine Voraussetzungen ganz oder teilweise nachgewiesen wurden. und er ohne 

die Mitwirkung der Leistungsberechtigten festgestellt werden kann. Für die 

übrigen Kalendermonate wird festgestellt, dass ein Leistungsanspruch nicht 

bestand.  

 

(4) Bei der abschließenden Feststellung des Leistungsanspruches nach Absatz 3 

kann außer in den Fällen des Absatzes 3 Satz 4 ist als Einkommen ein 

monatliches Durchschnittseinkommen zu Grunde gelegt werden zu legen. Satz 1 

gilt nicht 

1. in den Fällen des Absatzes 3 Satz 4, 

2. soweit der Leistungsanspruch in mindestens einem Monat des 

Bewilligungszeitraumes durch das zum Zeitpunkt der abschließenden Feststellung 

nachgewiesene zu berücksichtigende Einkommen entfällt oder 

3. wenn die leistungsberechtigte Person vor der abschließenden Feststellung des 

Leistungsanspruches eine Entscheidung auf der Grundlage des tatsächlichen 

monatlichen Einkommens beantragt. 

Als monatliches Durchschnittseinkommen ist für jeden Monat Kalendermonat im 

Bewilligungszeitraum der Teil des Einkommens zu berücksichtigen, der sich bei 

der Teilung des Gesamteinkommens im Bewilligungszeitraum durch die Anzahl 

der Monate im Bewilligungszeitraum ergibt.   

 

(5) Ergeht innerhalb eines Jahres nach Ablauf eines des Bewilligungszeitraums 

keine abschließende Entscheidung nach Absatz 3, gelten die vorläufig bewilligten 

Leistungen als abschließend festgesetzt. Dies gilt nicht, wenn 
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1. die leistungsberechtigte Person innerhalb der Frist nach Satz 1 eine 

abschließende Entscheidung beantragt oder 

2. der Leistungsanspruch aus einem andern als dem nach Absatz 2 Satz 1 

anzugebenden Grund nicht oder nur in geringerer Höhe als die vorläufigen 

Leistungen besteht und der Träger der Grundsicherung für Arbeitsuchende über 

den Leistungsanspruch innerhalb eines Jahres seit Kenntnis von diesen 

Tatsachen, spätestens aber nach Ablauf von zehn Jahren nach der Bekanntgabe 

der vorläufigen Entscheidung, abschließend entscheidet.  

 

(6) Die aufgrund der vorläufigen Entscheidung erbrachten Leistungen sind auf die 

abschließend festgestellten Leistungen anzurechnen. Soweit im 

Bewilligungszeitraum in einzelnen Kalendermonaten vorläufig zu hohe Leistungen 

erbracht wurden, sind die sich daraus ergebenden Überzahlungen auf die 

abschließend bewilligten Leistungen anzurechnen, die für andere Kalendermonate 

dieses Bewilligungszeitraums nachzuzahlen wären. Überzahlungen, die nach der 

Anrechnung fortbestehen, sind zu erstatten. Das gilt auch im Fall des Absatzes 3 

Satz 3 und 4. 

 

(7) Über die Erbringung von Geldleistungen kann vorläufig entschieden werden, 

wenn 

 

1. die Vereinbarkeit einer Vorschrift dieses Buches, von der die Entscheidung 

über den Antrag abhängt, mit höherrangigem Recht Gegenstand eines Verfahrens 

bei dem Bundesverfassungsgericht oder dem Gerichtshof der Europäischen 

Union ist, oder 

2. eine entscheidungserhebliche Rechtsfrage von grundsätzlicher Bedeutung 

Gegenstand eines Verfahrens beim Bundessozialgericht ist. 

 

Absatz 2 Satz 1, Absatz 3 Satz 2 bis 4 sowie Absatz 6 gilt entsprechend.  

§ 42 

Auszahlung der Geldleistungen 

 

1Geldleistungen nach diesem Buch werden auf das im Antrag angegebene Konto 

bei einem Geldinstitut überwiesen, für das die Verordnung (EU) Nr. 260/2012 des 

Europäischen Parlaments und des Rates vom 14. März 2012 zur Festlegung der 

technischen Vorschriften und der Geschäftsanforderungen für Überweisungen 

und Lastschriften in Euro und zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 924/2009 

§ 42 

Fälligkeit, Auszahlung und Unpfändbarkeit der Geld Leistungen 

 

(1) Leistungen sollen monatlich im Voraus erbracht werden.  

 

(2) Auf Antrag der leistungsberechtigten Person können durch 

Bewilligungsbescheid festgesetzte, zum nächsten Zahlungszeitpunkt fällige 

Leistungsansprüche vorzeitig erbracht werden. Die Höhe der vorzeitigen Leistung 
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(ABl. L 94 vom 30. 3. 2012, S. 22) gilt. 2Werden sie an den Wohnsitz oder 

gewöhnlichen Aufenthalt der Leistungsberechtigten übermittelt, sind die dadurch 

veranlassten Kosten abzuziehen. 3Dies gilt nicht, wenn Leistungsberechtigte 

nachweisen, dass ihnen die Einrichtung eines Kontos bei einem Geldinstitut ohne 

eigenes Verschulden nicht möglich ist. 

 

ist auf 100 Euro begrenzt. Der Auszahlungsanspruch im Folgemonat verringert 

sich entsprechend. Soweit eine Verringerung des Auszahlungsanspruchs im 

Folgemonat nicht möglich ist, verringert sich der Auszahlungsanspruch für den 

zweiten auf die Bewilligung der vorzeitigen Leistung folgenden Monat. Die 

vorzeitige Leistung ist ausgeschlossen 

 

1. wenn im bei laufender laufenden Monat oder im Monat der Verringerung des 

Leistungsanspruches zu erwartender Aufrechnung eine Aufrechnung zu erwarten 

ist, 

2. wenn der Leistungsanspruch im Folgemonat durch eine Sanktion gemindert ist 

oder 

3. wenn sie bereits in einem der letzten vorangehenden zwei Kalendermonate 

bereits in Anspruch genommen wurde.  

 

(3) 1Geldleistungen nach diesem Buch werden auf das im Antrag angegebene 

Konto bei einem Geldinstitut überwiesen, für das die Verordnung (EU) Nr. 

260/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 14. März 2012 zur 

Festlegung der technischen Vorschriften und der Geschäftsanforderungen für 

Überweisungen und Lastschriften in Euro und zur Änderung der Verordnung (EG) 

Nr. 924/2009 (ABl. L 94 vom 30. März 3.2012, S. 22) gilt. 2Werden sie an den 

Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt der Leistungsberechtigten übermittelt, 

sind die dadurch veranlassten Kosten abzuziehen. 3Dies gilt nicht, wenn 

Leistungsberechtigte nachweisen, dass ihnen die Einrichtung eines Kontos bei 

einem Geldinstitut ohne eigenes Verschulden nicht möglich ist. 

 

(4) Der Anspruch auf Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhaltes kann nicht 

abgetreten, übertragen, verpfändet oder gepfändet werden. 

 

§ 42a 

Darlehen 

 
(1) unverändert 

 

(2) 1Solange Darlehensnehmer Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts 

beziehen, werden Rückzahlungsansprüche aus Darlehen ab dem Monat, der auf 

§ 42a 

Darlehen 

 

(1) unverändert 

 

 (2) 1Solange Darlehensnehmer Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts 

beziehen, werden Rückzahlungsansprüche aus Darlehen ab dem Monat, der auf 
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die Auszahlung folgt, durch monatliche Aufrechnung in Höhe von 10 Prozent des 

maßgebenden Regelbedarfs getilgt. 2Die Aufrechnung ist gegenüber den 

Darlehensnehmern schriftlich durch Verwaltungsakt zu erklären. 3Satz 1 gilt nicht, 

soweit Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach § 24 Absatz 5 oder § 

27 Absatz 4 erbracht werden. 

 

 

 (3) und (4) unverändert 

 

(5) 1Rückzahlungsansprüche aus Darlehen nach § 27 Absatz 4 sind abweichend 

von Absatz 4 Satz 1 erst nach Abschluss der Ausbildung fällig. 2Absatz 4 Satz 2 

gilt entsprechend. 

 

(6) unverändert 

die Auszahlung folgt, durch monatliche Aufrechnung in Höhe von 10 Prozent des 

maßgebenden Regelbedarfs getilgt. 2 § 43 Absatz 3 gilt entsprechend. 3Die 

Aufrechnung ist gegenüber den Darlehensnehmern schriftlich durch 

Verwaltungsakt zu erklären. 4Satz 1 gilt nicht, soweit Leistungen zur Sicherung 

des Lebensunterhaltes nach § 24 Absatz 5 oder § 27 Absatz 4  als Darlehen 

erbracht werden. 

 

(3) und (4) unverändert 

 

(5) 1Rückzahlungsansprüche aus Darlehen nach § 27 Absatz 3 sind abweichend 

von Absatz 4 Satz 1 erst nach Abschluss der Ausbildung fällig. 2Absatz 4 Satz 2 

gilt entsprechend. 

 

(6) unverändert 

§ 43 

Aufrechnung 

 
(1) Die Träger von Leistungen nach diesem Buch können gegen Ansprüche von 

Leistungsberechtigten  auf Geldleistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts 

aufrechnen mit ihren 

 

1. Erstattungsansprüchen nach § 42 Absatz 2 Satz 2, § 43 Absatz 2 Satz 1 des 

Ersten Buches, § 328 Absatz 3 Satz 2 des Dritten Buches oder § 50 des Zehnten 

Buches oder 

2. Ersatzansprüchen nach den §§ 34 oder 34a. 

(2) 1Die Höhe der Aufrechnung beträgt bei Erstattungsansprüchen, die auf den §§ 

42 und 43 des Ersten Buches, § 328 Absatz 3 Satz 2 des Dritten Buches oder § 

48 Absatz 1 Satz 2 Nummer 3 in Verbindung mit § 50 des Zehnten Buches 

beruhen, 10 Prozent des für den Leistungsberechtigten maßgebenden 

Regelbedarfs, in den übrigen Fällen 30 Prozent. 2Die Höhe der monatlichen 

Aufrechnung ist auf insgesamt 30 Prozent des maßgebenden Regelbedarfs 

§ 43 

Aufrechnung 

 

(1) Die Träger von Leistungen nach diesem Buch Jobcenter können gegen 

Ansprüche von Lleistungsberechtigten Personen auf Geldleistungen zur 

Sicherung des Lebensunterhalts aufrechnen mit ihren 

 

1. Erstattungsansprüchen nach § 42 Absatz 2 Satz 2, § 43 Absatz 2 Satz 1 des 

Ersten Buches, § 328 Absatz 3 Satz 2 des Dritten Buches oder § 50 des Zehnten 

Buches oder, 

2. Ersatzansprüchen nach den §§ 34 oder bis und 34a, b oder  

3. Erstattungsansprüchen nach § 41a 34b oder 

4. Erstattungsansprüchen nach § 41a Absatz 6 Satz 3. 

(2) 1Die Höhe der Aufrechnung beträgt bei Erstattungsansprüchen, die auf den §§ 

42 und 43 des Ersten Buches, § 328 Absatz 3 Satz 2 des Dritten Buches § 41a 

oder auf § 48 Absatz 1 Satz 2 Nummer 3 in Verbindung mit § 50 des Zehnten 
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begrenzt. 3Soweit die Erklärung einer späteren Aufrechnung zu einem höheren 

monatlichen Aufrechnungsbetrag als 30 Prozent führen würde, erledigen sich die 

vorherigen Aufrechnungserklärungen.  

 

(3) 1Sind in einem Monat Aufrechnungen nach Absatz 1 und § 42a Absatz 2 zu 

vollziehen, gilt Absatz 2 Satz 2 entsprechend. 2Würden die Aufrechnungen nach § 

42a Absatz 2 und nach Absatz 1 den in Absatz 2 Satz 2 genannten Betrag 

übersteigen, erledigt sich die nach § 42a Absatz 2 erklärte Aufrechnung, soweit 

sie der Aufrechnung nach Absatz 1 entgegensteht.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

(4) unverändert 

Buches beruhen, 10 Prozent des für den die Lleistungsberechtigten Person 

maßgebenden Regelbedarfs, in den übrigen Fällen 30 Prozent. 2Die Höhe der 

monatlichen Aufrechnung ist auf insgesamt Die Aufrechnung, die zusammen mit 

den bereits laufenden Aufrechnungen nach Absatz 1 und nach § 42a Absatz 2 

insgesamt 30 Prozent des maßgebenden Regelbedarfs begrenzt übersteigen 

würde, ist unzulässig. 3Soweit die Erklärung einer späteren Aufrechnung zu 

einem höheren monatlichen Aufrechnungsbetrag als 30 Prozent führen würde, 

erledigen sich die vorherigen Aufrechnungserklärungen.  

(3) 1Sind in einem Monat Aufrechnungen nach Absatz 1 und § 42a Absatz 2 zu 

vollziehen, gilt Absatz 2 Satz 2 entsprechend. 2Würden die Aufrechnungen nach § 

42a Absatz 2 und nach Absatz 1 den in Absatz 2 Satz 2 genannten Betrag 

übersteigen, erledigt sich die nach § 42a Absatz 2 erklärte Aufrechnung, soweit 

sie der Aufrechnung nach Absatz 1 entgegensteht. Eine Aufrechnung ist nicht 

zulässig für die Zeiträume, in denen der Auszahlungsanspruch nach § 32 31b 

Absatz1 Satz 1 um mindestens 100 Euro 30 Prozent des maßgebenden 

Regelbedarfs gemindert ist. Ist die Minderung des Auszahlungsanspruchs 

geringer  als 100 Euro, ist die Höhe der Aufrechnung auf die Differenz zwischen 

dem Minderungsbetrag und 100 Euro 30 Prozent des maßgebenden 

Regelbedarfs begrenzt.  

 

(4) unverändert 

§ 44a 

Feststellung von Erwerbsfähigkeit und Hilfebedürftigkeit 

(1) Die Agentur für Arbeit stellt fest, ob die oder der Arbeitsuchende erwerbsfähig 

ist. Der Entscheidung können widersprechen:  

1. der kommunale Träger, 

2. ein anderer Träger, der bei voller Erwerbsminderung zuständig wäre, oder 

3. die Krankenkasse, die bei Erwerbsfähigkeit Leistungen der 

Krankenversicherung zu erbringen hätte. 

 

Der Widerspruch ist zu begründen. Im Widerspruchsfall entscheidet die Agentur 

für Arbeit, nachdem sie eine gutachterliche Stellungnahme eingeholt hat. Die 

gutachterliche Stellungnahme erstellt der nach § 109a Absatz 2 des Sechsten 

§ 44a 

Feststellung von Erwerbsfähigkeit und Hilfebedürftigkeit 

(1) Die Agentur für Arbeit stellt fest, ob die oder der Arbeitsuchende erwerbsfähig 

ist. Der Entscheidung können widersprechen:  

1. der kommunale Träger, 

2. ein anderer Träger, der bei voller Erwerbsminderung zuständig wäre, oder 

3. die Krankenkasse, die bei Erwerbsfähigkeit Leistungen der 

Krankenversicherung zu erbringen hätte. 

 

Der Widerspruch ist zu begründen. Im Widerspruchsfall entscheidet die Agentur 

für Arbeit, nachdem sie eine gutachterliche Stellungnahme eingeholt hat. Die 

gutachterliche Stellungnahme erstellt der nach § 109a Absatz 2 4 des Sechsten 
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Buches zuständige Träger der Rentenversicherung. Die Agentur für Arbeit ist bei 

der Entscheidung über den Widerspruch an die gutachterliche Stellungnahme 

nach Satz 5 gebunden. Bis zu der Entscheidung über den Widerspruch erbringen 

die Agentur für Arbeit und der kommunale Träger bei Vorliegen der übrigen 

Voraussetzungen Leistungen der Grundsicherung für Arbeitsuchende. 

Buches zuständige Träger der Rentenversicherung. Die Agentur für Arbeit ist bei 

der Entscheidung über den Widerspruch an die gutachterliche Stellungnahme 

nach Satz 5 gebunden. Bis zu der Entscheidung über den Widerspruch erbringen 

die Agentur für Arbeit und der kommunale Träger bei Vorliegen der übrigen 

Voraussetzungen Leistungen der Grundsicherung für Arbeitsuchende. 

 

§ 44b  

Gemeinsame Einrichtung 

 

(1) bis (3) unverändert 

 

(4) Die gemeinsame Einrichtung kann einzelne Aufgaben auch durch die Träger 

wahrnehmen lassen.  

 

 

 

(5) und (6) unverändert 

§ 44b  

Gemeinsame Einrichtung 

 

(1) bis (3) unverändert 

 

(4) Die gemeinsame Einrichtung kann einzelne Aufgaben auch durch die Träger 

wahrnehmen lassen. Im Übrigen gelten die § 88 bis 92 des Zehnten Buches für 

die gemeinsamen Einrichtungen im Aufgabenbereich dieses Buches 

entsprechend. 

 

(5) und (6) unverändert 

§ 46 

Finanzierung aus Bundesmitteln 

 

(1) unverändert 

 

(2) Der Bund kann festlegen, nach welchen Maßstäben die Mittel nach Absatz 1 

Satz 4 auf die Agenturen für Arbeit zu verteilen sind. Bei der Zuweisung wird die 

Zahl der erwerbsfähigen Leistungsberechtigten nach diesem Buch zugrunde 

gelegt. Für Leistungen nach den §§ 16e und 16f kann die Agentur für Arbeit 

insgesamt bis zu 20 Prozent der auf sie entfallenden Eingliederungsmittel 

einsetzen. Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales kann im Einvernehmen 

mit dem Bundesministerium der Finanzen durch Rechtsverordnung ohne 

Zustimmung des Bundesrates andere oder ergänzende Maßstäbe für die 

Verteilung der Mittel nach Absatz 1 Satz 4 festlegen. 

§ 46 

Finanzierung aus Bundesmitteln 

 

(1) unverändert 

 

(2) Der Bund kann festlegen, nach welchen Maßstäben die Mittel nach Absatz 1 

Satz 4 auf die Agenturen für Arbeit zu verteilen sind. Bei der Zuweisung wird die 

Zahl der erwerbsfähigen Leistungsberechtigten nach diesem Buch zugrunde 

gelegt. Für Leistungen nach den §§ 16e, und 16f und 16h kann die Agentur für 

Arbeit insgesamt bis zu 20 Prozent der auf sie entfallenden Eingliederungsmittel 

einsetzen. Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales kann im Einvernehmen 

mit dem Bundesministerium der Finanzen durch Rechtsverordnung ohne 

Zustimmung des Bundesrates andere oder ergänzende Maßstäbe für die 

Verteilung der Mittel nach Absatz 1 Satz 4 festlegen. 

§ 50 

Datenübermittlung 

 

(1) Die Bundesagentur, die kommunalen Träger, die zugelassenen kommunalen 

Träger, gemeinsame Einrichtungen, die für die Bekämpfung von 

Leistungsmissbrauch und illegaler Beschäftigung zuständigen Stellen und mit der 

Wahrnehmung von Aufgaben beauftragte Dritte sollen sich gegenseitig 

§ 50 

Datenübermittlung 

 

(1) Die Bundesagentur, die kommunalen Träger, die zugelassenen kommunalen 

Träger, gemeinsame Einrichtungen, die für die Bekämpfung von 

Leistungsmissbrauch und illegaler Beschäftigung zuständigen Stellen und mit der 

Wahrnehmung von Aufgaben beauftragte Dritte sollen sich gegenseitig 
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Sozialdaten übermitteln, soweit dies zur Erfüllung ihrer Aufgaben nach diesem 

Buch oder dem Dritten Buch erforderlich ist. 

Sozialdaten übermitteln, soweit dies zur Erfüllung ihrer Aufgaben nach diesem 

Buch oder dem Dritten Buch erforderlich ist. Hat die Agentur für Arbeit oder ein 

zugelassener kommunaler Träger eine externe Gutachterin oder einen externen 

Gutachter beauftragt, eine ärztliche oder psychologische Untersuchung oder 

Begutachtung durchzuführen, ist die Übermittlung von Daten an die Agentur für 

Arbeit oder den zugelassenen kommunalen Träger durch die externe Gutachterin 

oder den externen Gutachter zulässig, soweit dies zur Erfüllung des Auftrages 

erforderlich ist. 

 

 § 50a 

Verarbeitung und Nutzung von Daten für die Ausbildungsvermittlung 

 

Gemeinsame Einrichtungen und zugelassene kommunale Träger dürfen die ihnen 

nach § 282b Absatz 4 des Dritten Buches von der Bundesagentur übermittelten 

Daten über eintragungsfähige oder  eingetragene Ausbildungsverhältnisse 

ausschließlich verarbeiten und nutzen zur Verbesserung der 

 

1. Ausbildungsvermittlung, 

2. Zuverlässigkeit und Aktualität der Ausbildungsvermittlungsstatistik oder 

3. Feststellung von Angebot und Nachfrage auf dem Ausbildungsmarkt. 

 

Die zu diesen Zwecken übermittelten Daten sind spätestens zum Ende des 

Kalenderjahres zu löschen.  

 

§ 52 

Automatisierter Datenabgleich 

 

(1) Die Bundesagentur und die zugelassenen kommunalen Träger überprüfen 

Personen, die Leistungen nach diesem Buch beziehen, zum 1. Januar, 1. April, 1. 

Juli und 1. Oktober im Wege des automatisierten Datenabgleichs daraufhin,  

 

1. ob und in welcher Höhe und für welche Zeiträume von ihnen Leistungen der 

Träger der gesetzlichen Unfall- oder Rentenversicherung bezogen werden oder 

wurden,  

2. ob und in welchem Umfang Zeiten des Leistungsbezuges nach diesem Buch 

mit Zeiten einer Versicherungspflicht oder Zeiten einer geringfügigen 

Beschäftigung zusammentreffen,  

3. ob und welche Daten nach § 45d Absatz 1 und § 45e des 

§ 52 

Automatisierter Datenabgleich 

 

(1) Die Bundesagentur und die zugelassenen kommunalen Träger überprüfen 

Personen, die Leistungen nach diesem Buch beziehen, zum 1. Januar, 1. April, 1. 

Juli und 1. Oktober im Wege des automatisierten Datenabgleichs daraufhin,  

 

1. ob und in welcher Höhe und für welche Zeiträume von ihnen Leistungen der 

Träger der gesetzlichen Unfall- oder Rentenversicherung bezogen werden oder 

wurden,  

2. ob und in welchem Umfang Zeiten des Leistungsbezuges nach diesem Buch 

mit Zeiten einer Versicherungspflicht oder Zeiten einer geringfügigen 

Beschäftigung zusammentreffen,  

3. ob und welche Daten nach § 45d Absatz 1 und § 45e des 
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Einkommensteuergesetzes an das Bundeszentralamt für Steuern übermittelt 

worden sind,  

4. ob und in welcher Höhe ein Kapital nach § 12 Absatz 2 Nummer 2 nicht mehr 

dem Zweck einer geförderten zusätzlichen Altersvorsorge im Sinne des § 10a 

oder des Abschnitts XI des Einkommensteuergesetzes dient,  

5. ob und in welcher Höhe und für welche Zeiträume von ihnen Leistungen der 

Träger der Sozialhilfe bezogen werden oder wurden,  

6. ob und in welcher Höhe und für welche Zeiträume von ihnen Leistungen der 

Bundesagentur als Träger der Arbeitsförderung nach dem Dritten Buch bezogen 

werden oder wurden,  

7. ob und in welcher Höhe und für welche Zeiträume von ihnen Leistungen 

anderer Träger der Grundsicherung für Arbeitsuchende bezogen werden oder 

wurden.  

 

 

 

 

 

 

 

 

(2) bis (4) unverändert 

Einkommensteuergesetzes an das Bundeszentralamt für Steuern übermittelt 

worden sind,  

4. ob und in welcher Höhe ein Kapital nach § 12 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 nicht 

mehr dem Zweck einer geförderten zusätzlichen Altersvorsorge im Sinne des § 

10a oder des Abschnitts XI des Einkommensteuergesetzes dient,  

5. ob und in welcher Höhe und für welche Zeiträume von ihnen Leistungen der 

Träger der Sozialhilfe bezogen werden oder wurden,  

6. 5. ob und in welcher Höhe und für welche Zeiträume von ihnen Leistungen der 

Bundesagentur als Träger der Arbeitsförderung nach dem Dritten Buch bezogen 

werden oder wurden 

 

7 6. ob und in welcher Höhe und für welche Zeiträume von ihnen Leistungen 

anderer Träger der Grundsicherung für Arbeitsuchende bezogen werden oder 

wurden.  

 

2Satz 1 gilt entsprechend für nicht leistungsberechtigte Personen, die mit 

Personen, die Leistungen nach diesem Buch beziehen, in einer 

Bedarfsgemeinschaft leben. 3Abweichend von Satz 1 können die dort genannten 

Träger die Überprüfung nach Satz 1 Nummer 2 zum Ersten jedes Kalendermonats 

durchführen. 

 

(2) bis (4) unverändert 

 

§ 54 

Eingliederungsbilanz und Eingliederungsbericht 

 

1Jede Agentur für Arbeit erstellt für die Leistungen zur Eingliederung in Arbeit eine 

Eingliederungsbilanz. 2§ 11 des Dritten Buches gilt entsprechend. 3Soweit 

einzelne Maßnahmen nicht unmittelbar zur Eingliederung in Arbeit führen, sind 

von der Bundesagentur andere Indikatoren zu entwickeln, die den 

Integrationsfortschritt der erwerbsfähigen Leistungsberechtigten in geeigneter 

Weise abbilden. 4Auf Bundesebene erstellt die Bundesagentur für Arbeit einen 

Eingliederungsbericht; §11 Absatz 4 und 5 des Dritten Buches gilt entsprechend. 

§ 54 

Eingliederungsbilanz und Eingliederungsbericht 

 

1Jede Agentur für Arbeit erstellt für die Leistungen zur Eingliederung in Arbeit eine 

Eingliederungsbilanz. 2§ 11 des Dritten Buches gilt entsprechend. 3Soweit 

einzelne Maßnahmen nicht unmittelbar zur Eingliederung in Arbeit führen, sind 

von der Bundesagentur andere Indikatoren zu entwickeln, die den 

Integrationsfortschritt der erwerbsfähigen Leistungsberechtigten in geeigneter 

Weise abbilden. 4Auf Bundesebene erstellt die Bundesagentur für Arbeit einen 

Eingliederungsbericht; §11 Absatz 4 und 5 des Dritten Buches gilt entsprechend. 

§ 56 

Anzeige- und Bescheinigungspflicht bei Arbeitsunfähigkeit 

(1) Erwerbsfähige Leistungsberechtigte, die Leistungen zur Sicherung des 

Lebensunterhalts beantragt haben oder beziehen, sind verpflichtet, der Agentur 

§ 56 

Anzeige- und Bescheinigungspflicht bei Arbeitsunfähigkeit 

(1) Erwerbsfähige Leistungsberechtigte, die Leistungen zur Sicherung des 

Lebensunterhalts beantragt haben oder beziehen, sind verpflichtet, der Die 
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für Arbeit  

1. eine eingetretene Arbeitsunfähigkeit und deren voraussichtliche Dauer 

unverzüglich anzuzeigen und 

2. spätestens vor Ablauf des dritten Kalendertages nach Eintritt der 

Arbeitsunfähigkeit eine ärztliche Bescheinigung über die Arbeitsunfähigkeit 

und deren voraussichtliche Dauer vorzulegen. 

Die Agentur für Arbeit ist berechtigt, die Vorlage der ärztlichen Bescheinigung 

früher zu verlangen. Dauert die Arbeitsunfähigkeit länger als in der Bescheinigung 

angegeben, so ist der Agentur für Arbeit eine neue ärztliche Bescheinigung 

vorzulegen. Die Bescheinigungen müssen einen Vermerk des behandelnden 

Arztes darüber enthalten, dass dem Träger der Krankenversicherung unverzüglich 

eine Bescheinigung über die Arbeitsunfähigkeit mit Angaben über den Befund und 

die voraussichtliche Dauer der Arbeitsunfähigkeit übersandt wird. Zweifelt die 

Agentur für Arbeit an der Arbeitsunfähigkeit der oder des erwerbsfähigen 

Leistungsberechtigten, so gilt § 275 Absatz 1 Nummer 3b und Absatz 1a des 

Fünften Buches entsprechend. 

 

 

(2) unverändert 

Agentur für Arbeit soll erwerbsfähige Leistungsberechtigte, die Leistungen zur 

Sicherung des Lebensunterhalts beantragt haben oder beziehen, in der 

Eingliederungsvereinbarung oder in dem diese ersetzenden Verwaltungsakt nach 

§ 15 Absatz 3 Satz 3 verpflichten,  

1. eine eingetretene Arbeitsunfähigkeit und deren voraussichtliche Dauer 

unverzüglich anzuzeigen und 

2. spätestens vor Ablauf des dritten Kalendertages nach Eintritt der 

Arbeitsunfähigkeit eine ärztliche Bescheinigung über die Arbeitsunfähigkeit 

und deren voraussichtliche Dauer vorzulegen. 

§ 31 Absatz 1 findet keine Anwendung. Die Agentur für Arbeit ist berechtigt, die 

Vorlage der ärztlichen Bescheinigung früher zu verlangen. Dauert die 

Arbeitsunfähigkeit länger als in der Bescheinigung angegeben, so ist der Agentur 

für Arbeit eine neue ärztliche Bescheinigung vorzulegen. Die Bescheinigungen 

müssen einen Vermerk des behandelnden Arztes darüber enthalten, dass dem 

Träger der Krankenversicherung unverzüglich eine Bescheinigung über die 

Arbeitsunfähigkeit mit Angaben über den Befund und die voraussichtliche Dauer 

der Arbeitsunfähigkeit übersandt wird. Zweifelt die Agentur für Arbeit an der 

Arbeitsunfähigkeit der oder des erwerbsfähigen Leistungsberechtigten, so gilt § 

275 Absatz 1 Nummer 3b und Absatz 1a des Fünften Buches entsprechend. 

(2) unverändert 

§ 60 

Auskunftspflicht und Mitwirkungspflicht Dritter 

 

(1) bis (3) unverändert 

(4) Sind Einkommen oder Vermögen der Partnerin oder des Partners zu 

berücksichtigen, haben  

1. dieser Partner, 

2. Dritte, die für diese Partnerin oder diesen Partner Guthaben führen 

oder Vermögensgegenstände verwahren, 

der Agentur für Arbeit auf Verlangen hierüber Auskunft zu erteilen, soweit es zur 

Durchführung der Aufgaben nach diesem Buch erforderlich ist. § 21 Absatz 3 Satz 

4 des Zehnten Buches gilt entsprechend. 

 

(5) unverändert 

§ 60 

Auskunftspflicht und Mitwirkungspflicht Dritter 

 

(1) bis (3) unverändert 

(4) Sind Einkommen oder Vermögen der Partnerin oder des Partners zu 

berücksichtigen, haben  

1. diese Partnerin oder dieser Partner, 

2. Dritte, die für diese Partnerin oder diesen Partner Guthaben führen 

oder Vermögensgegenstände verwahren, 

der Agentur für Arbeit auf Verlangen hierüber Auskunft zu erteilen, soweit es zur 

Durchführung der Aufgaben nach diesem Buch erforderlich ist. § 21 Absatz 3 Satz 

4 des Zehnten Buches gilt entsprechend. 

 

(5) unverändert 
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§ 63 

Bußgeldvorschriften 

 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig  

 

1. entgegen § 57 Satz 1 eine Auskunft nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder 

nicht rechtzeitig erteilt,  

2. entgegen § 58 Absatz 1 Satz 1 oder 3 Art oder Dauer der Erwerbstätigkeit oder 

die Höhe des Arbeitsentgelts oder der Vergütung nicht, nicht richtig, nicht 

vollständig oder nicht rechtzeitig bescheinigt oder eine Bescheinigung nicht oder 

nicht rechtzeitig aushändigt,  

3. entgegen § 58 Absatz 2 einen Vordruck nicht oder nicht rechtzeitig vorlegt,  

4. entgegen § 60 Absatz 1, 2 Satz 1, Absatz 3 oder 4 Satz 1 oder als privater 

Träger entgegen § 61 Absatz 1 Satz 1 eine Auskunft nicht, nicht richtig, nicht 

vollständig oder nicht rechtzeitig erteilt,  

5. entgegen § 60 Absatz 5 Einsicht nicht oder nicht rechtzeitig gewährt,  

6. entgegen § 60 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 des Ersten Buches eine Änderung in 

den Verhältnissen, die für einen Anspruch auf eine laufende Leistung erheblich ist, 

nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig mitteilt.  

 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fällen des Absatzes 1 Nummer 6 mit einer 

Geldbuße bis zu fünftausend Euro, in den übrigen Fällen mit einer Geldbuße bis 

zu zweitausend Euro geahndet werden. 

 

§ 63 

Bußgeldvorschriften 

 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig  

 

1. entgegen § 57 Satz 1 eine Auskunft nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder 

nicht rechtzeitig erteilt,  

2. entgegen § 58 Absatz 1 Satz 1 oder 3 Art oder Dauer der Erwerbstätigkeit oder 

die Höhe des Arbeitsentgelts oder der Vergütung nicht, nicht richtig, nicht 

vollständig oder nicht rechtzeitig bescheinigt oder eine Bescheinigung nicht oder 

nicht rechtzeitig aushändigt,  

3. entgegen § 58 Absatz 2 einen Vordruck nicht oder nicht rechtzeitig vorlegt,  

4. entgegen § 60 Absatz 1, 2 Satz 1, Absatz 3 oder 4 Satz 1 oder als privater 

Träger entgegen § 61 Absatz 1 Satz 1 eine Auskunft nicht, nicht richtig, nicht 

vollständig oder nicht rechtzeitig erteilt,  

5. entgegen § 60 Absatz 5 Einsicht nicht oder nicht rechtzeitig gewährt, oder  

6. entgegen § 60 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 des Ersten Buches eine Angabe 

nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig macht oder  

6. 7. entgegen § 60 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 des Ersten Buches eine Änderung 

in den Verhältnissen, die für einen Anspruch auf eine laufende Leistung erheblich 

ist, nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig mitteilt.  

 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fällen des Absatzes 1 Nummer 6 und 7 

mit einer Geldbuße bis zu fünftausend Euro, in den übrigen Fällen mit einer 

Geldbuße bis zu zweitausend Euro geahndet werden. 

§ 64 

Zuständigkeit und Zusammenarbeit mit anderen Behörden 

 

(1) unverändert 

 

(2) Verwaltungsbehörden im Sinne des § 36 Absatz 1 Nummer 1 des Gesetzes 

über Ordnungswidrigkeiten sind in den Fällen 

 

1. des § 63 Absatz 1 Nummer 1 bis 5 die gemeinsame Einrichtung oder der nach 

§ 6a zugelassene kommunale Träger,  

2. des § 63 Absatz 1 Nummer 6  

a) die gemeinsame Einrichtung oder der nach § 6a zugelassene 

kommunale Träger sowie  

§ 64 

Zuständigkeit und Zusammenarbeit mit anderen Behörden 

 

(1) unverändert 

 

(2) Verwaltungsbehörden im Sinne des § 36 Absatz 1 Nummer 1 des Gesetzes 

über Ordnungswidrigkeiten sind in den Fällen 

 

1. des § 63 Absatz 1 Nummer 1 bis 5 die gemeinsame Einrichtung oder der nach 

§ 6a zugelassene kommunale Träger,  

2. des § 63 Absatz 1 Nummer 6 und 7 

a) die gemeinsame Einrichtung oder der nach § 6a zugelassene 

kommunale Träger sowie  
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b) die Behörden der Zollverwaltung jeweils für ihren Geschäftsbereich.  

 

(3) 1Soweit die gemeinsame Einrichtung Verwaltungsbehörde nach Absatz 2 ist, 

fließen die Geldbußen in die Bundeskasse. § 66 des Zehnten Buches gilt 

entsprechend. 2Die Bundeskasse trägt abweichend von § 105 Absatz 2 des 

Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten die notwendigen Auslagen. 3Sie ist auch 

ersatzpflichtig im Sinne des § 110 Absatz 4 des Gesetzes über 

Ordnungswidrigkeiten. 

 

b) die Behörden der Zollverwaltung jeweils für ihren Geschäftsbereich.  

 

(3) Bei der Verfolgung und Ahndung der Ordnungswidrigkeiten nach § 63 Absatz 

1 Nummer 6 und Nummer 7 arbeiten die Behörden nach Absatz 2 Nummer 2 mit 

den in § 2 Absatz 2 des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes genannten 

Behörden zusammen.  

 

(3 4) 1Soweit die gemeinsame Einrichtung Verwaltungsbehörde nach Absatz 2 ist, 

fließen die Geldbußen in die Bundeskasse. § 66 des Zehnten Buches gilt 

entsprechend. 2Die Bundeskasse trägt abweichend von § 105 Absatz 2 des 

Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten die notwendigen Auslagen. 3Sie ist auch 

ersatzpflichtig im Sinne des § 110 Absatz 4 des Gesetzes über 

Ordnungswidrigkeiten. 

§ 67  

Freibetragsneuregelungsgesetz 

 

Die §§ 11 und 30 in der bis zum 30. September 2005 geltenden Fassung sind 

weiterhin anzuwenden für Bewilligungszeiträume (§ 41 Absatz 1 Satz 4), die vor 

dem 1. Oktober 2005 beginnen, längstens jedoch bis zur Aufnahme einer 

Erwerbstätigkeit. 

 

 

§ 67  

(weggefallen) 

 

§ 68  

Gesetz zur Änderung des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch und anderer 

Gesetze 

 

(1) Die §§ 7, 9, 11 und 20 Absatz 1, 3 und 4 in der bis zum 30. Juni 2006 

geltenden Fassung sind weiterhin anzuwenden für Bewilligungszeiträume (§ 41 

Absatz 1 Satz 4), die vor dem 1. Juli 2006 beginnen. 

 

(2) § 22 Absatz 2a Satz 1 gilt nicht für Personen, die am 17. Februar 2006 nicht 

mehr zum Haushalt der Eltern oder eines Elternteils gehören. 

 

§ 68  

(weggefallen) 

 

§ 69  

Gesetz zur Fortentwicklung der Grundsicherung für Arbeitsuchende 

 

(1) § 28 Absatz 1 Satz 3 Nummer 2 in der bis zum 31. Juli 2006 geltenden 

Fassung ist weiterhin anzuwenden für Bewilligungszeiträume, die vor dem 1. 

§ 69  

(weggefallen) 
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August 2006 beginnen. 

 

(2) § 31 Absatz 3 Satz 1 und 2 gilt mit der Maßgabe, dass Pflichtverletzungen vor 

dem 1. Januar 2007 keine Berücksichtigung finden. 

 

§ 70  

Übergangsregelung zum Gesetz zur Umsetzung aufenthalts- und 

asylrechtlicher Richtlinien der Europäischen Union 

 

Für Ausländerinnen und Ausländer, die einen Aufenthaltstitel nach § 104a Absatz 

1 Satz 1 des Aufenthaltsgesetzes erhalten, am 1. März 2007 leistungsberechtigt 

nach § 1 Absatz 1 des Asylbewerberleistungsgesetzes waren und Sachleistungen 

erhalten haben, kann durch Landesgesetz bestimmt werden, dass sie weiterhin 

Sachleistungen entsprechend den Vorschriften des 

Asylbewerberleistungsgesetzes vom Land erhalten. Insoweit erhalten diese 

Personen keine Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach diesem 

Buch. 

 

§ 70  

(weggefallen) 

 

§ 72  

Siebtes Gesetz zur Änderung des Dritten Buches Sozialgesetzbuch und 

anderer Gesetze 

 

Abweichend von § 11 Absatz 1 Satz 1 ist an erwerbsfähige Leistungsberechtigte 

geleistetes Arbeitslosengeld nicht als Einkommen zu berücksichtigen, soweit es 

aufgrund des § § 440 des Dritten Buches für einen Zeitraum geleistet wird, in dem 

sie und die mit ihnen in Bedarfsgemeinschaft lebenden Personen Leistungen nach 

diesem Buch ohne Berücksichtigung des Arbeitslosengeldes erhalten haben. 

 

§ 72  

(weggefallen) 

 

§ 73  

Gesetz zur Neuausrichtung der arbeitsmarktpolitischen Instrumente 

 

§ 28 Absatz 1 Satz 3 Nummer 4 in der bis zum 31. Dezember 2008 geltenden 

Fassung ist weiterhin anzuwenden für Bewilligungszeiträume, die vor dem 1. 

Januar 2009 beginnen. 

§ 73  

(weggefallen) 

 

§ 75  

Gesetz zur Weiterentwicklung der Organisation der Grundsicherung für 

Arbeitsuchende – Anwendbarkeit des § 6a Absatz 7, des § 44d und des § 

51b 

§ 75  

(weggefallen) 
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(1) § 51b Absatz 1 bis 3a in der bis zum 10. August 2010 geltenden Fassung ist 

anstelle des § 51b Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 weiterhin anzuwenden, solange 

das Bundesministerium für Arbeit und Soziales keine Rechtsverordnung nach § 

51b Absatz 1 Satz 2 erlassen hat. 

 

(2) Abweichend von § 6a Absatz 7 Satz 3 kann der Antrag nach § 6a Absatz 7 

Satz 1 im Jahr 2010 bis zum 1. September mit Wirkung zum 1. Januar 2011 

gestellt werden. 

 

(3) Die Geschäftsführerin oder der Geschäftsführer einer Arbeitsgemeinschaft 

nach § 44b in der bis zum 31. Dezember 2010 geltenden Fassung nimmt die 

Aufgaben der Geschäftsführung in der gemeinsamen Einrichtung bis zum Ablauf 

der laufenden Amtsperiode wahr. § 44d Absatz 2 Satz 7 bleibt unberührt. Endet 

die Amtsperiode der Geschäftsführerin oder des Geschäftsführers einer 

Arbeitsgemeinschaft nach § 44b in der bis zum 31. Dezember 2010 geltenden 

Fassung vor Bildung der gemeinsamen Einrichtung oder läuft ihre oder seine 

Amtsperiode nach Satz 1 ab, bevor die Trägerversammlung nach § 44c Absatz 2 

Satz 2 Nummer 1 eine neue Geschäftsführerin oder einen neuen Geschäftsführer 

bestellt hat, bestimmt die Anstellungskörperschaft der bisherigen 

Geschäftsführerin oder des bisherigen Geschäftsführers eine kommissarische 

Geschäftsführerin oder einen kommissarischen Geschäftsführer, die oder der die 

Geschäfte führt, bis die Trägerversammlung eine Geschäftsführerin oder einen 

Geschäftsführer bestellt hat. 

§ 76 

Gesetz zur Weiterentwicklung der Organisation der Grundsicherung für 

Arbeitsuchende 

 
(1) Abweichend von § 44b Absatz 1 können die Aufgaben nach diesem Buch bis 

zum 31. Dezember 2011 getrennt wahrgenommen werden, wenn am 31. März 

2010 in dem Bereich eines kommunalen Trägers keine Arbeitsgemeinschaft nach 

§ 44b bestanden hat. Mit der Bildung einer gemeinsamen Einrichtung erfolgt eine 

§ 44g Absatz 1 Satz 2 entsprechende Zuweisung. 

 

§ 76 

Gesetz zur Weiterentwicklung der Organisation der Grundsicherung für 

Arbeitsuchende Wechsel der Trägerschaft oder der Organisationsform 

 
(1) Abweichend von § 44b Absatz 1 können die Aufgaben nach diesem Buch bis 

zum 31. Dezember 2011 getrennt wahrgenommen werden, wenn am 31. März 

2010 in dem Bereich eines kommunalen Trägers keine Arbeitsgemeinschaft nach 

§ 44b bestanden hat. Mit der Bildung einer gemeinsamen Einrichtung erfolgt eine 

§ 44g Absatz 1 Satz 2 entsprechende Zuweisung. 
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(2) Nimmt im Gebiet eines kommunalen Trägers nach § 6 Absatz 1 Satz 1 

Nummer 2 mehr als eine Arbeitsgemeinschaft nach § 44b in der bis zum 31. 

Dezember 2010 geltenden Fassung die Aufgaben nach diesem Buch wahr, kann 

insoweit abweichend von § 44b Absatz 1 Satz 1 mehr als eine gemeinsame 

Einrichtung gebildet werden. 

 

(3) Bei Wechsel der Trägerschaft oder der Organisationsform tritt der zuständige 

Träger oder die zuständige Organisationsform an die Stelle des bisherigen 

Trägers oder der bisherigen Organisationsform; dies gilt auch für laufende 

Verwaltungs- und Gerichtsverfahren. Die Träger teilen sich alle Tatsachen mit, die 

zur Vorbereitung eines Wechsels der Organisationsform erforderlich sind. Sie 

sollen sich auch die zu diesem Zweck erforderlichen Sozialdaten in 

automatisierter und standardisierter Form übermitteln. 

 

(4) Besteht in einer Arbeitsgemeinschaft nach § 44b in der bis zum 31. Dezember 

2010 geltenden Fassung ein Personal- oder Betriebsrat, nimmt dieser ab dem 

Zeitpunkt, zu dem Beamten und Arbeitnehmern in einer gemeinsamen Einrichtung 

Tätigkeiten zugewiesen werden, die Aufgaben der Personalvertretung als 

Übergangspersonalrat bis zur Konstituierung einer neuen Personalvertretung 

nach den Regelungen des Bundespersonalvertretungsgesetzes wahr, längstens 

jedoch bis zum 30. Juni 2012. Satz 1 gilt entsprechend für die Jugend- und 

Auszubildendenvertretung sowie die Schwerbehindertenvertretung. 

 

(5) Bestehen in einer Arbeitsgemeinschaft nach § 44b in der bis zum 31. 

Dezember 2010 geltenden Fassung Dienst- oder Betriebsvereinbarungen, gelten 

diese bis zu einer Neuregelung für die jeweilige gemeinsame Einrichtung als 

Dienstvereinbarungen fort, längstens jedoch bis zum 30. Juni 2012. 

 

(6) Abweichend von § 44g Absatz 2 bedarf es keiner Zustimmung der 

Geschäftsführerin oder des Geschäftsführers, soweit einer gemeinsamen 

(1) Nimmt im Gebiet eines kommunalen Trägers nach § 6 Absatz 1 Satz 1 

Nummer 2 mehr als eine Arbeitsgemeinschaft nach § 44b in der bis zum 31. 

Dezember 2010 geltenden Fassung die Aufgaben nach diesem Buch wahr, kann 

insoweit abweichend von § 44b Absatz 1 Satz 1 mehr als eine gemeinsame 

Einrichtung gebildet werden. 

 

(3)(2) Bei Wechsel der Trägerschaft oder der Organisationsform tritt der 

zuständige Träger oder die zuständige Organisationsform an die Stelle des 

bisherigen Trägers oder der bisherigen Organisationsform; dies gilt auch für 

laufende Verwaltungs- und Gerichtsverfahren. Die Träger teilen sich alle 

Tatsachen mit, die zur Vorbereitung eines Wechsels der Organisationsform 

erforderlich sind. Sie sollen sich auch die zu diesem Zweck erforderlichen 

Sozialdaten in automatisierter und standardisierter Form übermitteln. 

 

(4) Besteht in einer Arbeitsgemeinschaft nach § 44b in der bis zum 31. Dezember 

2010 geltenden Fassung ein Personal- oder Betriebsrat, nimmt dieser ab dem 

Zeitpunkt, zu dem Beamten und Arbeitnehmern in einer gemeinsamen Einrichtung 

Tätigkeiten zugewiesen werden, die Aufgaben der Personalvertretung als 

Übergangspersonalrat bis zur Konstituierung einer neuen Personalvertretung 

nach den Regelungen des Bundespersonalvertretungsgesetzes wahr, längstens 

jedoch bis zum 30. Juni 2012. Satz 1 gilt entsprechend für die Jugend- und 

Auszubildendenvertretung sowie die Schwerbehindertenvertretung. 

 

(5) Bestehen in einer Arbeitsgemeinschaft nach § 44b in der bis zum 31. 

Dezember 2010 geltenden Fassung Dienst- oder Betriebsvereinbarungen, gelten 

diese bis zu einer Neuregelung für die jeweilige gemeinsame Einrichtung als 

Dienstvereinbarungen fort, längstens jedoch bis zum 30. Juni 2012. 

 

(6) Abweichend von § 44g Absatz 2 bedarf es keiner Zustimmung der 

Geschäftsführerin oder des Geschäftsführers, soweit einer gemeinsamen 
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Einrichtung auf Veranlassung eines Trägers Beschäftigte Dritter zugewiesen 

werden, die bis zum Tag vor der Bildung einer gemeinsamen Einrichtung in einer 

Arbeitsgemeinschaft nach § 44b in der bis zum 31. Dezember 2010 geltenden 

Fassung oder in Agenturen für Arbeit und Kommunen Aufgaben nach diesem 

Buch durchgeführt haben. 

Einrichtung auf Veranlassung eines Trägers Beschäftigte Dritter zugewiesen 

werden, die bis zum Tag vor der Bildung einer gemeinsamen Einrichtung in einer 

Arbeitsgemeinschaft nach § 44b in der bis zum 31. Dezember 2010 geltenden 

Fassung oder in Agenturen für Arbeit und Kommunen Aufgaben nach diesem 

Buch durchgeführt haben. 

 § 80 

Neuntes Gesetz zur Änderung des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch – 

Rechtsvereinfachung 

 

(1) § 41 Absatz 1 Satz 4 und 5 in der bis zum [einsetzen: Kalendertag, der dem 

Tag des Inkrafttretens dieses Gesetzes nach Artikel 6 Absatz 1 vorausgeht] 

geltenden Fassung gilt weiter für Bewilligungszeiträume, die vor dem [einsetzen: 

Tag des Inkrafttretens dieses Gesetzes nach Artikel 6 Absatz 1] begonnen haben. 

 

(2) Für die abschließende Entscheidung über zunächst vorläufig beschiedene 

Leistungsansprüche für Bewilligungszeiträume, 

1. die vor dem [einsetzen: Tag des Inkrafttretens dieses Gesetzes nach 

Artikel 6 Absatz 1] beendet waren, gilt § 41a Absatz 4 Satz 1 mit der 

Maßgabe, dass die Jahresfrist mit dem [einsetzen: Tag des Inkrafttretens 

dieses Gesetzes nach Artikel 6 Absatz 1] beginnt; 

2. die vor dem [einsetzen: Tag des Inkrafttretens dieses Gesetzes nach 

Artikel 6 Absatz 1] noch nicht beendet sind, ist § 41a anzuwenden. 

 

(3) § 43 gilt entsprechend für die Aufrechnung von Erstattungsansprüchen nach § 

40 Absatz 2 Nummer 1 in der bis zum [einsetzen: Kalendertag, der dem Tag des 

Inkrafttretens dieses Gesetzes nach Artikel 6 Absatz 1 vorausgeht] geltenden 

Fassung sowie nach § 42 Absatz 2 Satz 2 des Ersten Buches. Die Höhe der 

Aufrechnung beträgt 10 Prozent des für die leistungsberechtigte Person 

maßgebenden Regelbedarfs.  

 

Drittes Sozialgesetzbuch SGB III 

§ 11 

Eingliederungsbilanz und Eingliederungsbericht 

 

(1) bis (3) unverändert 

 

(4) Die Bundesagentur erstellt für das Bundesgebiet einen Eingliederungsbericht. 

§ 11 

Eingliederungsbilanz und Eingliederungsbericht 

 

(1) bis (3) unverändert 

 

(4) Die Bundesagentur erstellt für das Bundesgebiet einen Eingliederungsbericht. 
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Im Eingliederungsbericht wird die Eingliederungsbilanz um einen Textteil ergänzt, 

der Einsatz und Wirkung der Leistungen der Arbeitsförderung darstellt. Der 

Eingliederungsbericht wird über das Bundesministerium für Arbeit und Soziales 

dem Deutschen Bundestag zugeleitet. 

 

(5) Die Eingliederungsbilanzen sind bis zum 31. Oktober des nachfolgenden 

Jahres fertigzustellen und zu veröffentlichen. Der Eingliederungsbericht ist dem 

Bundesministerium für Arbeit und Soziales bis zum 31. Oktober des 

nachfolgenden Jahres vorzulegen und nach der Zuleitung an den Deutschen 

Bundestag zu veröffentlichen. 

Im Eingliederungsbericht wird die Eingliederungsbilanz um einen Textteil ergänzt, 

der Einsatz und Wirkung der Leistungen der Arbeitsförderung darstellt. Der 

Eingliederungsbericht wird über das Bundesministerium für Arbeit und Soziales 

dem Deutschen Bundestag zugeleitet. Die Eingliederungsbilanzen sind bis zum 

31. Oktober des nachfolgenden Jahres fertigzustellen und zu veröffentlichen. 

 

(5) Die Eingliederungsbilanzen sind bis zum 31. Oktober des nachfolgenden 

Jahres fertigzustellen und zu veröffentlichen. Der Eingliederungsbericht ist dem 

Bundesministerium für Arbeit und Soziales bis zum 31. Oktober des 

nachfolgenden Jahres vorzulegen und nach der Zuleitung an den Deutschen 

Bundestag zu veröffentlichen. 

§ 22 

Verhältnis zu anderen Leistungen 

1) bis (3) unverändert 

(4) Folgende Leistungen des Dritten Kapitels werden nicht an oder für 

erwerbsfähige Leistungsberechtigte im Sinne des Zweiten Buches erbracht:  

 

1. Leistungen nach § 35, 

2. Leistungen zur Aktivierung und beruflichen Eingliederung nach dem Zweiten 

Abschnitt, 

3. Leistungen zur Berufsausbildung nach dem Vierten Unterabschnitt des Dritten 

Abschnitts und Leistungen nach den §§ 54a und 130, 

4. Leistungen zur beruflichen Weiterbildung nach dem Vierten Abschnitt und 

Leistungen nach den §§ 131a und 131b, 

5. Leistungen zur Aufnahme einer sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung 

nach dem Ersten Unterabschnitt des Fünften Abschnitts, 

6. Leistungen der Teilhabe behinderter Menschen am Arbeitsleben nach den §§ 

112 bis 114, 115 Nummer 1 bis 3 mit Ausnahme berufsvorbereitender 

Bildungsmaßnahmen und der Berufsausbildungsbeihilfe, § 116 Absatz 1, 2 und 5, 

den §§ 117, 118 Satz 1 Nummer 1 und 3 sowie den §§ 119 bis 121, 127 und 128. 

 

Sofern die Bundesagentur für die Erbringung von Leistungen nach § 35 

besondere Dienststellen nach § 367 Abs. 2 Satz 2 eingerichtet oder zusätzliche 

Vermittlungsdienstleistungen agenturübergreifend organisiert hat, erbringt sie die 

dort angebotenen Vermittlungsleistungen abweichend von Satz 1 auch an oder für 

erwerbsfähige Leistungsberechtigte im Sinne des Zweiten Buches. Eine 

Leistungserbringung an oder für erwerbsfähige Leistungsberechtigte im Sinne des 

§ 22 

Verhältnis zu anderen Leistungen 

(1) bis (3) unverändert 

(4) Folgende Leistungen des Dritten Kapitels werden nicht an oder für 

erwerbsfähige Leistungsberechtigte im Sinne des Zweiten Buches erbracht:  

 

1. Leistungen nach § 35, 

2. Leistungen zur Aktivierung und beruflichen Eingliederung nach dem Zweiten 

Abschnitt, 

3. Leistungen zur Berufsausbildung nach dem Vierten Unterabschnitt des Dritten 

Abschnitts und Leistungen nach den §§ 54a und 130, 

4. Leistungen zur beruflichen Weiterbildung nach dem Vierten Abschnitt und 

Leistungen nach den §§ 131a und 131b, 

5. Leistungen zur Aufnahme einer sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung 

nach dem Ersten Unterabschnitt des Fünften Abschnitts, 

6. Leistungen der Teilhabe behinderter Menschen am Arbeitsleben nach den §§ 

112 bis 114, 115 Nummer 1 bis 3 mit Ausnahme berufsvorbereitender 

Bildungsmaßnahmen und der Berufsausbildungsbeihilfe, § 116 Absatz 1, 2 und 5, 

den §§ 117, 118 Satz 1 Nummer 1 und 3 sowie den §§ 119 bis 121, 127 und 128. 

 

Sofern die Bundesagentur für die Erbringung von Leistungen nach § 35 

besondere Dienststellen nach § 367 Abs. 2 Satz 2 eingerichtet oder zusätzliche 

Vermittlungsdienstleistungen agenturübergreifend organisiert hat, erbringt sie die 

dort angebotenen Vermittlungsleistungen abweichend von Satz 1 auch an oder für 

erwerbsfähige Leistungsberechtigte im Sinne des Zweiten Buches. Eine 

Leistungserbringung an oder für erwerbsfähige Leistungsberechtigte im Sinne des 
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Zweiten Buches nach den Grundsätzen der §§ 88 bis 92 des Zehnten Buches 

bleibt ebenfalls unberührt. Die Agenturen für Arbeit dürfen Aufträge nach Satz 3 

zur Ausbildungsvermittlung nur aus wichtigem Grund ablehnen. Abweichend von 

Satz 1 werden die Leistungen nach den §§ 35, 45 Absatz 7, den §§ 117, 118 Satz 

1 Nummer 1 und 3 und den §§ 127 und 128 auch an oder für erwerbsfähige 

Leistungsberechtigte im Sinne des Zweiten Buches erbracht, die einen Anspruch 

auf Arbeitslosengeld haben. 

Zweiten Buches nach den Grundsätzen der §§ 88 bis 92 des Zehnten Buches 

bleibt ebenfalls unberührt. Die Agenturen für Arbeit dürfen Aufträge nach Satz 3 

zur Ausbildungsvermittlung nur aus wichtigem Grund ablehnen. Abweichend von 

Satz 1 werden die Leistungen nach den §§ 35, 45 Absatz 7, den §§ 117, 118 Satz 

1 Nummer 1 und 3 und den §§ 127 und 128 auch an oder Satz 1 gilt nicht für 

erwerbsfähige Leistungsberechtigte im Sinne des Zweiten Buches erbracht, die 

einen Anspruch auf Arbeitslosengeld oder Teilarbeitslosengeld haben; die Sätze 2 

bis 4 finden insoweit keine Anwendung. 

§ 282b 

Datenverwendung für die Ausbildungsvermittlung durch die Bundesagentur 

(1) Die Bundesagentur darf die ihr von den Auskunftsstellen übermittelten Daten 

über eintragungsfähige oder eingetragene Ausbildungsverhältnisse ausschließlich  

 

1. zur Verbesserung der Ausbildungsvermittlung, 

2. zur Verbesserung der Zuverlässigkeit und Aktualität der 

Ausbildungsvermittlungsstatistik oder 

3. zur Verbesserung der Feststellung von Angebot und Nachfrage auf dem 

Ausbildungsmarkt  

 

verwenden. 

(2) bis (3) unverändert 

 

§ 282b 

Datenverwendung Verarbeitung und Nutzung von Daten für die 

Ausbildungsvermittlung durch die Bundesagentur 

(1) Die Bundesagentur darf die ihr von den Auskunftsstellen übermittelten Daten 

über eintragungsfähige oder eingetragene Ausbildungsverhältnisse vorbehaltlich 

des Absatzes 4 ausschließlich verarbeiten und nutzen zur Verbesserung der  

 

1. zur Verbesserung der Ausbildungsvermittlung, 

2. zur Verbesserung der Zuverlässigkeit und Aktualität der 

Ausbildungsvermittlungsstatistik oder 

3. zur Verbesserung der Feststellung von Angebot und Nachfrage auf dem 

Ausbildungsmarkt. 

verwenden. 

(2) bis (3) unverändert 

 

(4) Die Bundesagentur übermittelt die ihr von den Auskunftsstellen übermittelten 

Daten zu den in Absatz 1 genannten Zwecken an die für den Wohnort der oder 

des Auszubildenden zuständige gemeinsame Einrichtung nach § 44b des Zweiten 

Buches oder an den für den Wohnort der oder des Auszubildenden zuständigen 

zugelassenen kommunalen Träger nach § 6a des Zweiten Buches.  

 § 398 

Datenübermittlung durch beauftragte Dritte 

 

Hat die Bundesagentur eine externe Gutachterin oder einen externen Gutachter 

beauftragt, eine ärztliche oder psychologische Untersuchung oder Begutachtung 

durchzuführen, ist die Übermittlung von Daten an die Bundesagentur durch die 

externe Gutachterin oder den externen Gutachter zulässig, soweit dies zur 

Erfüllung des Auftrages erforderlich ist.  

§ 404  § 404  
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Bußgeldvorschriften 

 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer als Unternehmerin oder Unternehmer Dienst- 

oder Werkleistungen in erheblichem Umfang ausführen lässt, indem sie oder er 

eine andere Unternehmerin oder einen anderen Unternehmer beauftragt, von dem 

sie oder er weiß oder fahrlässig nicht weiß, dass diese oder dieser zur Erfüllung 

dieses Auftrags 

  

! (Nrn. 1 bis 25 unverändert) 

26. entgegen § 60 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 des Ersten Buches eine Tatsache, 

die für eine Leistung erheblich ist, nicht, nicht richtig oder nicht vollständig anzeigt 

oder 

 

Bußgeldvorschriften 

 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer als Unternehmerin oder Unternehmer Dienst- 

oder Werkleistungen in erheblichem Umfang ausführen lässt, indem sie oder er 

eine andere Unternehmerin oder einen anderen Unternehmer beauftragt, von dem 

sie oder er weiß oder fahrlässig nicht weiß, dass diese oder dieser zur Erfüllung 

dieses Auftrags 

  

! (Nrn. 1 bis 25 unverändert) 

26. entgegen § 60 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 des Ersten Buches eine Tatsache, 

die für eine Leistung erheblich ist Angabe, nicht, nicht richtig oder nicht vollständig 

anzeigt oder nicht richtig macht oder 

 

§ 405 

Zuständigkeit, Vollstreckung und Unterrichtung 

 

(1) bis (3) unverändert 

 

(4) Bei der Verfolgung und Ahndung der Beschäftigung oder Tätigkeit von 

Ausländerinnen und Ausländern ohne Genehmigung nach § 284 Abs. 1 oder ohne 

Aufenthaltstitel nach § 4 Abs. 3 Satz 1 des Aufenthaltsgesetzes sowie der 

Verstöße gegen die Mitwirkungspflicht gegenüber der Bundesagentur nach § 60 

Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 des Ersten Buches arbeiten die Behörden nach Absatz 1 mit 

den in § 2 Abs. 2 des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes genannten Behörden 

zusammen. 

 

(5) und (6) unverändert 

§ 405 

Zuständigkeit, Vollstreckung und Unterrichtung 

 

(1) bis (3) unverändert 

 

(4) Bei der Verfolgung und Ahndung der Beschäftigung oder Tätigkeit von 

Ausländerinnen und Ausländern ohne Genehmigung nach § 284 Abs. 1 oder ohne 

Aufenthaltstitel nach § 4 Abs. 3 Satz 1 des Aufenthaltsgesetzes sowie der 

Verstöße gegen die Mitwirkungspflicht gegenüber der Bundesagentur nach § 60 

Abs. Absatz 1 Satz 1 Nr. Nummer 1 und 2 des Ersten Buches arbeiten die 

Behörden nach Absatz 1 mit den in § 2 Abs. 2 des 

Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes genannten Behörden zusammen. 

 

(5) und (6) unverändert 

 

 


